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Einziger Punkt der Tagesordnung 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zum Vorschlag für eine 
Empfehlung des Rates zum Zugang zum 
Sozialschutz für Arbeitnehmer und Selbständige 

BT-Drucksache 19/8460 

Vorsitzender Dr. Bartke: Meine Damen und Herren, ich 
möchte Sie ganz herzlich zu der heutigen öffentlichen 
Anhörung im Ausschuss für Arbeit und Soziales begrü-
ßen. Sie kann nur gut werden, denn Sie haben das Wet-
ter gleich mitgebracht, was ganz großartig ist, und das 
freut uns sehr. Zunächst möchte ich für die Bundesre-
gierung die Parlamentarische Staatssekretärin Kerstin 
Griese ganz herzlich willkommen heißen.  

Gegenstand dieser öffentlichen Anhörung ist die fol-
gende Vorlage: Gesetzentwurf zum Vorschlag für eine 
Empfehlung des Rates zum Zugang zum Sozialschutz 
für Arbeitnehmer und Selbständige auf BT-Drucksache 
19/8460.  

Die von den Verbänden, Institutionen und Einzelsach-
verständigen abgegebenen Stellungnahmen liegen Ihnen 
auf Ausschussdrucksache 19(11)307 vor. Von Ihnen, 
den hier anwesenden Vertreterinnen und Vertreter der 
Verbände, Institutionen und von den Einzelsachverstän-
digen möchten wir hören, wie Sie diese Vorlagen fach-
lich beurteilen.  

Die uns zur Verfügung stehende Beratungszeit von 90 
Minuten wird nach dem üblichen Schlüssel entspre-
chend ihrer jeweiligen Stärke auf die Fraktionen aufge-
teilt. Dabei wechseln die Fragestellerinnen und Frage-
steller nach jeder Frage - d. h. also: eine Frage, eine Ant-
wort. Um die knappe Zeit möglichst effektiv zu nutzen, 
sollten möglichst präzise Fragen gestellt werden, die 
konkrete Antworten zulassen. Wegen der Kürze der zur 
Verfügung stehenden Zeit sind Eingangsstatements der 
Sachverständigen nicht vorgesehen. Hierzu dienen im 
Übrigen die vorgelegten schriftlichen Stellungnahmen.  

Schließlich noch der Hinweis, dass es heute am Ende 
der Befragungsrunde eine so genannte „freie Runde“ 
von zehn Minuten geben wird - hier können die Fragen 
aus allen Fraktionen kommen. Ich begrüße nun die 
Sachverständigen und rufe sie dafür einzeln auf: Vom 
Deutschen Gewerkschaftsbund Herrn Robert Spiller, 
von der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände Frau Dr. Carmen Eugenia Bârsan, vom Arbeit-
geberverband Gesamtmetall e.V. Herrn Stefan Solle, 
vom GKV-Spitzenverband Herrn Johannes M. Eisen-
barth, von der Deutschen Rentenversicherung Bund 
Herrn Dr. Reinhold Thiede, vom Max-Planck-Institut für 
Sozialrecht und Sozialpolitik Herrn Professor Dr. Ulrich 
Becker, von der Interessengemeinschaft der selbständi-
gen DienstleisterInnen in der Veranstaltungswirtschaft 
e.V. Herrn Marcus Pohl. Ganz herzlich willkommen hei-
ßen möchte ich folgende Einzelsachverständige: Frau 
Monika Queisser, Herrn Professor Dr. Gunnar Beck, 

Herrn Professor Dr. Uwe Fachinger sowie Frau Veronika 
Mirschel.  

Wir beginnen jetzt mit der Befragung der Sachverständi-
gen. Dazu bitte ich, dass gleich zu Beginn die entspre-
chende Institution bzw. der oder die Sachverständige 
genannt wird, an die oder den die Frage gerichtet ist. 
Ich bitte nun die Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion, ihre 
Fragen zu stellen. Als Erste hat sich Frau Schimke zu 
Wort gemeldet, Sie haben das Wort.  

Abgeordnete Schimke (CDU/CSU): Meine Frage richtet 
sich an Herrn Prof. Becker vom Max-Plank-Institut. Herr 
Prof. Becker, ich möchte gern von Ihnen wissen, ob die 
Ratsempfehlung aus Ihrer Sicht notwendig oder sinn-
voll ist und ob es Ihrer Einschätzung nach zutreffend 
ist, dass die Empfehlung nach Artikel 288 keine recht-
lich verbindliche Wirkung hat? 

Sachverständiger Prof. Dr. Becker (Max-Planck-Institut 
für Sozialrecht und Sozialpolitik): Zunächst einmal 
kurz zu der Notwendigkeit. Hintergrund ist ja ein neuer 
Impuls der Europäischen Union zu einer sozial politi-
schen Programmatik. Die Europäische Säule der sozia-
len Rechte steht dafür. Dahinter steht auch ein tatsäch-
lich drängendes sozialpolitisches Problem, das es in al-
len Mitgliedstaaten gibt. Insofern erklärt das erst einmal, 
dass wir die europäische Ebene eigentlich in dieser Ini-
tiative ganz stark drin haben. Ich glaube, das ist als Hin-
tergrund wichtig. Natürlich nach Artikel 288 Abs. 5 
AEUV haben Empfehlungen keine verbindliche Wir-
kung. Sie sind rechtlich nicht verbindlich. Das ist übri-
gens auch unzweifelhaft. Das heißt natürlich nicht, dass 
sie keine Wirkung hätten, also dass sie nicht rechtlich 
verbindlich sind, heißt nicht, dass sie keine Wirkung 
hätten. Sie können mittelbar rechtliche Wirkung haben. 
Das sehen Sie auch schon an der Empfehlung selber, 
weil hier der Hinweis auch schon auf das Europäische 
Semester zum Beispiel erfolgt. Also sozusagen die Her-
einnahme in andere, auch weiche Instrumente, die aber 
dann zu einer politischen Steuerung führen. Sie können 
vor allen Dingen natürlich auch politische Steuerung 
auslösen. Ich glaube, auch das ist ganz wichtig. Man 
muss das schon im Hinterkopf behalten. Es geht hier 
schon darum, dass man sich vereinbart auf ein gewisses 
sozialpolitisches Ziel, das auch alle erreichen sollen. Es 
geht aber nicht darum, und ist ganz wichtig, dass die 
Europäische Union das alleine zu tun hätte. Es geht um 
ein gemeinsames Ziel. Rechtlich verbindlich ist die 
Empfehlung erst einmal nicht. 

Abgeordneter Heilmann (CDU/CSU): Ich würde gern 
nachfragen, ob nach Ihrer Auffassung die Mitgliedstaa-
ten bei ihren sehr unterschiedlichen sozialen Systemen 
genügend Flexibilität haben und welche langfristigen 
Wirkungen auf die Vereinheitlichung der Systeme Sie 
dadurch erwarten? 

Sachverständiger Prof. Dr. Becker (Max-Planck-Institut 
für Sozialrecht und Sozialpolitik): Zunächst einmal, das 
Ziel der Empfehlung ist natürlich auf der einen Seite 
schon, Ziele vorzugeben, also einen sozialen Schutz 
vorzugeben, aber doch relativ offen zu halten, wie man 
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diesen sozialen Schutz umsetzt, so dass die verschiede-
nen sozialen Schutzmodelle, die wir haben in den ver-
schiedenen Mitgliedstaaten, davon kann man schon 
sprechen, auch weiterhin erst einmal durch die Empfeh-
lung unmittelbar geschützt bleiben. Das entspricht übri-
gens auch Artikel 153 Abs. 4 und 5, den Ausnahmen im 
AEUV, der ja darauf abzielt, dass die nationalen Sys-
teme aufrechterhalten bleiben können. Es gibt aber na-
türlich, und das will ich nicht verhehlen, schon einen 
gewissen politischen Druck, an diesen traditionellen 
Systemen Veränderungen vorzunehmen. Das sehen Sie 
an der Sicherung der Selbstständigen. Traditionell sind 
die in Deutschland weniger gesichert als in anderen 
Mitgliedstaaten. Und da gibt es schon einen gewissen 
politischen Druck. Der ist aber nicht programmiert 
durch diese Empfehlung. Die Empfehlung ist in diesem 
Punkt offen. Ich glaube, das ist ganz wichtig zu sehen. 

Abgeordneter Prof. Dr. Zimmer (CDU/CSU): Meine 
Frage geht an die Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände und sie schließt ein bisschen an das 
an, was wir eben von Professor Becker gehört haben. 
Wird Ihrer Meinung nach durch die Ratsempfehlung die 
Befugnis der Mitgliedsstaaten, die Grundprinzipien ih-
res Systems der sozialen Sicherheit festzulegen, sub-
stanziell beeinträchtigt? 

Sachverständige Dr. Bârsan (Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände): Die Beschäftigungs- 
und Sozialpolitik gehört nach Artikel 151 und 153 
AEUV zu den Angelegenheiten der Mitgliedstaaten und 
nicht zu den Kompetenzen der Europäischen Union. 
Die Aufgabe der Europäischen Union beschränkt sich 
darauf, die Mitgliedstaaten auf einigen Feldern der Be-
schäftigungs- und Sozialpolitik zu unterstützen und zu 
ergänzen. Diese Zuständigkeit der Mitgliedstaaten muss 
wiederum respektiert werden. Das Subsidiaritätsprinzip 
darf nicht unter dem Deckmantel von Ergänzungs- und 
Unterstützungsmaßnahmen beeinträchtigt werden. Bei 
einigen inhaltlichen Vorschlägen der Empfehlung be-
steht aber aus unserer Sicht das Risiko, dass diese in die 
nationalen Sicherungssysteme eingreifen. Die Auf-
nahme einer Beschäftigung unabhängig von deren Um-
fang kann beispielsweise keine vollumfassende Absi-
cherung garantieren. So kann z. B. auch eine geringfü-
gige Beschäftigung keinen vollumfassenden Kranken-
versicherungsanspruch auslösen, da dies die Gesamtheit 
der Beitragszahler zu sehr belasten würde. 

Abgeordneter Whittaker (CDU/CSU): Ich habe eine 
Frage an Herrn Prof. Dr. Becker. Am 6. Dezember wurde 
im EPSCO-Rat die Formulierung politisch quasi geeint. 
Können Sie sagen, dass die Einigung am Ende von allen 
Mitgliedstaaten, also auch jene mit den Parlamentsvor-
behalten mitgetragen wird? Und wie beurteilen Sie, dass 
Deutschland die Zustimmung des Vertreters im Rat un-
ter Parlamentsvorbehalt gestellt hat? 

Sachverständiger Prof. Dr. Becker (Max-Planck-Institut 
für Sozialrecht und Sozialpolitik): Der erste Teil der 
Frage, ich kann natürlich nicht genau sagen, ob die Ver-
treter der anderen Mitgliedstaaten dem im Endeffekt zu-
stimmen werden oder nicht. Wir haben im Verlaufe des 

Verfahrens einige Protokollerklärungen aus einigen Mit-
gliedstaaten gehabt. Sie haben das in meiner schriftli-
chen Stellungnahme auch gefunden. Da wird insbeson-
dere hingewiesen auf die Eigenheit, die aber eigentlich 
in sehr vielen Mitgliedstaaten besteht, nämlich dass das 
Unfallrisiko vor allem bei unselbstständiger Beschäfti-
gung abgesichert wird. Da diese Empfehlung aber nicht 
dazu zwingt, das unmittelbar zu verändern, sondern da 
man auch mit freiwilligen Instrumenten versuchen 
kann, Angebote erst einmal zu machen und das immer 
noch Sollens-Verpflichtungen sind, sehe ich eigentlich 
nicht, dass es überhaupt dazu kommen kann, dass es zu 
diesem scharfen Konflikt jemals käme. Deswegen kann 
es gut sein, dass die Mitgliedstaaten im Endeffekt dem 
trotzdem zustimmen werden. Das will ich nicht aus-
schließen. Man darf übrigens auch nicht übersehen, 
wenn wir schon dabei sind, wo es also diese Konfliktli-
nien geben könnte, dann bietet das Arbeitslosenrisiko 
natürlich noch ein viel größeres Konfliktpotential. Hier 
haben wir praktisch eine gespaltene Situation in Eu-
ropa. Sehr viele Länder können sich gar nicht vorstel-
len, vielleicht nicht einmal freiwillige Angebote zu ma-
chen. Das muss sich hier erst entwickeln. Vor dem Hin-
tergrund denke ich schon, dass die Mitgliedstaaten 
grundsätzlich wahrscheinlich im Endeffekt dem zustim-
men werden. Aber das kann ich nicht mit Sicherheit sa-
gen. Das Verfahren hier hängt im Wesentlichen zusam-
men mit unseren eigenen Zustimmungsgesetzen zur In-
tegration. Das steht auch in der Ausschussdrucksache 
klar drin. Es geht um die Integrationsverantwortung. § 8 
sieht im Grunde genommen vor, dass immer dann, 
wenn eine Kompetenzabrundung, also der Artikel 352 
AEUV eine Rolle spielt, dass dann immer das Parlament 
mit einzuschalten ist. Das ist sozusagen die Idee, die da-
hinter steht. Nun ist eins eigentümlich, da haben Sie 
Recht, auf den ersten Blick wirkt das ein bisschen eigen-
tümlich. Wir haben hier eine Empfehlung, also gar 
keine verbindliche Vorschrift. Warum machen wir es 
dann? In § 8 steht aber nun der Verweis auf die Vor-
schriften im Sinne dieser Vorschriften des AEUV und 
zu den Vorschriften im Sinne des AEUV gehören alle 
Instrumente, also auch Empfehlungen. Ich nehme mal 
an, ehrlich gesagt, dass das der einfache Hintergrund für 
dieses Prozedere ist, das also durchaus von den gesetzli-
chen Bestimmungen auch so gedeckt ist. 

Abgeordneter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU): Ich 
würde gern BDA und Gesamtmetall fragen, ob sich denn 
aus Ihrer Sicht aus dieser EU-Empfehlung für unsere 
deutsche Gesetzgebung Handlungsnotwendigkeiten er-
geben oder nicht? 

Sachverständige Dr. Bârsan (Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände): Wie bereits erwähnt, 
besteht bei einigen inhaltlichen Vorschlägen der Emp-
fehlung das Risiko, dass diese in die nationalen Sozial-
systeme eingreifen. So erfordert beispielsweise § 10, 
dass die formelle Absicherung für alle Arbeitnehmer 
verpflichtend gemacht wird und zwar unabhängig von 
der Art des Beschäftigungsverhältnisses. Die weitge-
hende Sozialversicherungsfreiheit bei geringfügigen Be-
schäftigungsverhältnissen nach deutschem Recht ist mit 
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dieser Empfehlung zum Beispiel nicht vereinbar. Zu-
dem ist diese Empfehlung nicht mit der derzeitigen 
Ausgestaltung der Altersvorsorgesysteme in Deutsch-
land vereinbar. Die in der Empfehlung vorgesehene 
Übertragbarkeit von Ansprüchen zwischen verschiede-
nen Alterssicherungssystemen ist nicht realisierbar, da 
den Sicherungssystemen unterschiedliche Anlagefor-
men zu Grunde liegen. In ihrer Pauschalität schießt die 
Empfehlung daher über ihr Ziel hinaus, denn es gibt 
gute Gründe, wieso der soziale Schutz für unterschiedli-
che Beschäftigungsverhältnisse unterschiedlich gestaltet 
werden sollte. Das soll auch weiterhin so bleiben. 

Sachverständiger Solle (Gesamtmetall e.V.): Ergänzend 
zu dem, was Frau Bârsan bereits gesagt hat, kann ich 
auch noch einmal auf Nr. 12 eingehen, die Fragestellung 
nach der Übertragbarkeit von Ansprüchen. Wenn ich 
kurz zitieren darf: „Ungeachtet des Beschäftigungsstatus 
und des Selbständigenstatus soll die Übertragung von 
Ansprüchen auch zwischen freiwilligen und ver-
pflichtenden Systemen während der gesamten berufli-
chen Laufbahn möglich sein.“ Das sagt die Ratsempfeh-
lung in Punkt 12, und hier sehen wir auch die Diskre-
panz zum deutschen Recht. Momentan haben wir die 
Einschränkung, dass der Wechsel zurück von der priva-
ten Krankenversicherung in die gesetzliche ab dem 55. 
Lebensjahr nicht mehr möglich ist. Das müsste bei der 
Umsetzung von Nr. 12 dieser Empfehlung aus meiner 
Sicht angepasst werden. 

Abgeordnete Lezius (CDU/CSU): Meine Frage geht an 
die Deutsche Rentenversicherung, an Herrn Dr. Thiede. 
Gibt es aus Ihrer Sicht Gründe, die gegen den Gesetzent-
wurf sprechen? 

Sachverständiger Dr. Thiede (Deutsche Rentenversiche-
rung Bund): Bezogen auf die gesetzliche Rentenversi-
cherung sehen wir keine nennenswerten Hinderungs-
gründe. Die Zielsetzung der Empfehlung, allen Erwerb-
stätigen - Arbeitnehmern und Selbständigen - Zugang 
zur sozialen Sicherung zu gewähren, sehen wir gerade 
im Hinblick auf die Alterssicherung für sehr sinnvoll 
an. Dies nicht nur für die Alterssicherung im engeren 
Sinne, sondern selbstverständlich auch für die Invalidi-
tätssicherung. Es spricht sogar aus unserer Sicht einiges 
dafür – wie das auch im Koalitionsvertrag angelegt ist –, 
nicht nur den Zugang für alle Erwerbstätigen zur Alters-
sicherung zu ermöglichen, sondern diesen Zugang auch 
obligatorisch zu machen. Im Hinblick auf die reine Zu-
gangsmöglichkeit ist in der Alterssicherung in Deutsch-
land die Möglichkeit schon heute generell gegeben.  

Abgeordnete Schimke (CDU/CSU): Meine Frage richtet 
sich auch noch einmal an Herrn Dr. Thiede. Ich würde 
es gern noch einmal ein bisschen konkreter haben wol-
len. Ein Teil der Empfehlungen betrifft schon die Alters-
sicherung. Mich würde hierzu Ihre Meinung mit Blick 
auf unsere Vorschläge im Koalitionsvertrag interessie-
ren. Darüber hinaus würde ich sehr gerne von Ihnen 
noch wissen wollen, wie Sie den heute bestehenden 
Schutz für Arbeitnehmer und Selbständige im Fall der 

Erwerbsminderung beurteilen und was Ihrer Einschät-
zung nach künftig beachtet werden sollte im deutschen 
Recht?  

Sachverständiger Dr. Thiede (Deutsche Rentenversiche-
rung Bund): Das sind nun mehrere Fragen auf einmal. 
Bei der Erwerbsminderung haben wir für die Arbeitneh-
mer inzwischen eine ganz gute Situation, sogar eine 
wirklich gute Situation. Nach den Reformen der letzten 
Jahre, der letzten Legislaturperiode und jetzt in der lau-
fenden, kann man sagen, dass für künftige Rentenzu-
gänge das Erwerbsminderungsrisiko so abgesichert ist, 
wie es eigentlich in unserer Rentenversicherung nicht 
besser gehen kann. Die Erwerbsgeminderten werden ge-
stellt, als ob sie bis zur Regelaltersgrenze weiter gearbei-
tet hätten. Das ist sicherlich ein ordentlicher Schutz. 
Der gilt für die Arbeitnehmer und zwar für die Zugänge. 
Für die Selbständigen gilt ein vergleichbarer Schutz al-
lerdings nur dann, wenn sie pflichtversichert in der 
Rentenversicherung sind. Das ist nur ein relativ kleiner 
Teil der Selbständigen. Bei den übrigen Selbständigen 
gibt es in den Bereichen, wo eine obligatorische Alters-
sicherung gegeben ist, etwa bei den Freiberuflern in be-
rufsständischen Versorgungswerken, in der Regel eben-
falls einen guten Zugang zur Invaliditätssicherung. Bei 
den Selbständigen, die nicht obligatorisch abgesichert 
sind, ist es viel schwieriger. Im privaten Versicherungs-
bereich eine vergleichbar gute Invaliditätssicherung zu 
bekommen ist möglich für diejenigen, deren Invalidi-
tätsrisiko relativ klein ist. Bei denen mit hohem Invali-
ditätsrisiko ist es sehr teuer oder auch in einzelnen Fäl-
len gar nicht möglich. Von daher sehe ich dort durchaus 
auch einen gewissen Handlungsbedarf. Soweit ich den 
Koalitionsvertrag so verstehe, dass die obligatorische 
Alterssicherung für Selbständige in der Rentenversiche-
rung mit Opt-out-Möglichkeit sich auch auf einen Inva-
liditätsschutz in den Opt-out-Produkten bezieht, wäre 
es ein sinnvoller Weg, da etwas zu verbessern. Ich hoffe, 
ich habe jetzt alles beantwortet, was Sie gefragt haben.   

Abgeordneter Heilmann (CDU/CSU): Vielen Dank für 
die interessanten Antworten, Herr Thiede. Jetzt würde 
ich eine parallele Frage an die GKV stellen. Wie beurtei-
len Sie den Gesetzentwurf bzw. die Ratsempfehlung im 
Hinblick auf die gesetzliche Krankenversicherung? In-
wiefern gibt es da konkrete Handlungsbedarfe, und wie 
sehen Sie das im Hinblick auf die Selbständigen in der 
GKV und PKV? 

Sachverständiger Eisenbarth (GKV-Spitzenverband): 
Aus Sicht des GKV-Spitzenverbandes teilen wir auf je-
den Fall die Zielsetzung des Gesetzentwurfes, den Emp-
fehlungen des Rates zuzustimmen. Der Zugang zu Sozi-
alschutz ist bedeutend, sowohl für die wirtschaftliche 
und soziale Sicherheit von Arbeitskräften, als auch für 
den funktionieren Arbeitsmarkt und nachhaltig für die 
sozialen Sicherungssysteme. Grundsätzlich gilt, ein ho-
hes Sozialschutzniveau und der Abbau sozialer und ge-
sundheitlicher Ungleichheiten in allen Mitgliedsstaaten 
der EU ist Grundlage eines langfristigen wirtschaftli-
chen und politischen Zusammenhalts in der EU und 
liegt auch in einem Europa der integrierten Arbeits-
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markte und der fehlenden Binnengrenzen direkt im In-
teresse der Versicherten und Beitragszahler der GKV. 
Zum Kontext dieser Vorlage, das ist die europäische 
Säule sozialer Rechte. Dort ist bereits das Prinzip festge-
legt, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer unab-
hängig von Art und Dauer ihres Beschäftigungsverhält-
nisses und unter vergleichbaren Bedingungen auch selb-
ständig das Recht auf angemessenen Sozialschutz haben 
sollen. Der europäischen Säule sozialer Rechte haben 
bereits 2017 das Europäische Parlament, die Europäi-
sche Kommission und auch der Rat der EU, damit auch 
die Bundesregierung zugestimmt. Diese Säule spiegelt 
die sozialen Ziele der europäischen Union wieder, die 
prominent in den Verträgen von Lissabon auch aufge-
führt sind. Das sind die soziale Marktwirtschaft, der so-
ziale Zusammenhalt und die Solidarität mit den Mit-
gliedsstaaten, ein angemessener Sozialschutz und die 
Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung. Zur Wahl der 
Mittel in dieser Ratsempfehlung kann man sagen - wie 
gerade auch schon Herr Becker ausgeführt hat -, dass sie 
rechtlich nicht bindend ist. Sie ist ein freiwilliges 
Selbstverpflichtungsinstrument der Mitgliedsstaaten. 
Sie lässt die Zuständigkeiten der Mitgliedsstaaten bei 
der Gestaltung ihrer Sozialschutzsysteme unberührt. Sie 
stimmt ein mit den Kompetenzen der EU und dem Sub-
sidiaritätsprinzip und überlässt den Mitgliedsstaaten 
die Wahl der Mittel, um dieses Ziel, diese Ziele zu errei-
chen. Es gibt im Übrigen auch keinen Hinweis darauf, 
dass die Europäische Kommission in diesem Zusam-
menhang weitere Gesetzgebung vorbereitet, wie an an-
deren Orten zu lesen war. Es gibt auch keinen Versuch 
einer Harmonisierung durch diese Vorlage. Vorgesehen 
sind Instrumente zur Überprüfung und Evaluierung, um 
ein gewisses Maß an Verbindlichkeit zu schaffen. Der 
GKV-Spitzenverband begrüßt insbesondere den Aus-
tausch bewährter Verfahren zwischen den Mitglieds-
staaten und den Interessenträgern. Zum Handlungsbe-
darf zunächst die europäische Perspektive. In Europa 
gibt es, was es den Sozialschutz im Bereich Krankheit 
und Pflege angeht, ein sehr uneinheitliches Bild. In 
etwa zwei Dritteln der Mitgliedsstaaten gibt es eine na-
hezu universelle Abdeckung der Bevölkerung mit ge-
sundheitlichem Schutz. In einem Drittel der Mitglieds-
staaten hingegen gibt es Sicherungslücken. Nach EU- 
und OECD-Zahlen gibt es in etwa in einem Drittel der 
Mitgliedsstaaten zwischen vier und 14 Prozent der Be-
völkerung, die keinen formellen Schutz vor dem Hinter-
grund des Risikos der Krankheit haben. Auf europäi-
scher Ebene gibt es erheblichen Handlungsbedarf. In 
Deutschland sieht die Situation insgesamt gut aus. Wir 
haben nahezu eine universelle Absicherung, zum einen 
durch die Berechtigung und Pflicht, sich in der GKV zu 
versichern, wie die Versicherten, etwa 90 Prozent der 
Bevölkerung in Deutschland, gegen das Risiko der 
Krankheit und die soziale Pflegeversicherung analog bei 
Pflegebedürftigkeit. Parallele Strukturen bestehen in der 
privaten Krankenversicherung. Dann kommen Ansprü-
che für bedürftige Menschen zur Übernahme von Kran-
kenversicherungsbeiträge durch die Träger der Sozial-
hilfe und Ansprüche auf Übernahme von Beiträgen 
hinzu, wenn man allein durch die Beitragspflicht be-
dürftig würde. Der gesamte Regelungsrahmen stellt aus 

unserer Sicht sicher, dass in Deutschland Jeder den Zu-
gang zu Gesundheitsschutz hat. Damit ist das Prinzip 
des Versicherungsschutzes für alle bereits weitestge-
hend verwirklicht. Jetzt haben Sie noch nach der Situa-
tion der Absicherung der Selbständigen gefragt. Haupt-
beruflich Selbständige können sich in der GKV absi-
chern, auch in der Pflegeversicherung. Das ist eine un-
einheitliche und homogene Gruppe. Wir haben Hand-
werksmeisterinnen, wir haben Selbständige, die keine 
eigenen Arbeitnehmer beschäftigen, also Soloselbstän-
dige. Wir haben in Berlin die Start up-Szene, also sehr 
unterschiedliche Menschen. Es hat bereits Reformen in 
diesem Bereich gegeben. Nach der Absicherung der 
Selbständigen wurde explizit gefragt. Also ich versuche, 
es so schnell als möglich zu machen. Mit dem Versi-
chertenentlastungsgesetz wurde die hohe und höhere 
spezifische Mindestbemessungsgrenze für hauptberuf-
lich Selbständige abgeschafft. Jetzt geht für alle freiwil-
lig Versicherten in der GKV eine einheitliche Mindest-
bemessungsgrenze. Die Mindestbemessungsgrenze für 
Selbständige ist quasi halbiert worden. Für Selbständige 
mit sehr geringem Arbeitseinkommen geht das mit er-
heblichen Beitragsentlastungen einher, die zahlen jetzt 
einen Mindestbeitrag von 161 Euro. Die Absicherung 
des Einkommensausfallrisikos im Krankheitsfall ist 
nicht obligatorisch, sondern optional. 

Abgeordneter Prof. Dr. Zimmer (CDU/CSU): Also Ent-
schuldigung, das geht so nicht. Sie machen hier stun-
denlange Vorträge und sollen doch die Frage kurz be-
antworten. 

Vorsitzender Dr. Bartke: Herr Eisenbarth, Sie haben das 
Wort, aber ich würde Sie in der Tat bitten, dass Sie zum 
Ende kommen. 

Sachverständiger Eisenbarth (GKV-Spitzenverband): Ja, 
ich bin damit auch quasi am Schluss. Also, es gibt eine 
erhebliche Beitragsentlastung. Ich freue mich, dass 
diese bei anderen Verbänden auf Gegenliebe stößt. 
Nachsteuern ist in diesem Fall aus meiner Sicht derzeit 
nicht erforderlich. 

Abgeordneter Prof. Dr. Zimmer (CDU/CSU): Meine 
Frage geht an die Interessengemeinschaft der selbständi-
gen DienstleisterInnen in der Veranstaltungswirtschaft. 
Wie beurteilen Sie die Einbeziehung der Selbständigen 
in die Krankenversicherung und die abgesenkte Min-
destbeitragsgrenze bei der GKV? 

Sachverständiger Pohl (ISDV e. V.): Das empfinden wir 
als sehr positiv. Es ist gut, dass das gemacht worden ist. 
Es könnte noch weitreichender sein, da immer noch 
nicht mitbedacht worden ist, dass Selbständige durch-
aus auch einmal weniger und mal mehr verdienen kön-
nen. Es sollte also tatsächlich noch angebunden werden 
an das Einkommen der Selbständigen.  

Abgeordneter Whittaker (CDU/CSU): Ich hätte noch-
mals eine Frage an Frau Dr. Bârsan von der BDA. Die 
Empfehlung sieht vor, Instrumente zur Berichterstattung 
und Evaluierung der Umsetzung der Ziele vorzuneh-
men. Was müsste aus Ihrer Sicht diesbezüglich sicher-
gestellt werden? 
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Sachverständige Dr. Bârsan (Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände): Es wurde hier mehr-
mals gesagt, diese Empfehlung hat keinen rechtsver-
bindlichen Charakter, einerseits. Andererseits wird hier 
ein Überwachungsrahmen für die Bewertung der Umset-
zung der Empfehlung vorgesehen. Zudem wird auch ein 
Berichtsverfahren für die Überprüfung der Umsetzung 
vorgesehen und auf Grundlage des Berichtes behält sich 
die EU-Kommission die Initiative vor, weitere Vor-
schläge in dem Bereich vorzulegen. Diese Überwa-
chungs- und Berichtsverfahren sehen wir im Wider-
spruch mit dem nicht rechtsverbindlichen Charakter der 
Empfehlung. Es muss sichergestellt werden, dass es sich 
hinsichtlich der Evaluierung der Umsetzung nur um ei-
nen freiwilligen Informationsaustausch und die Anwen-
dung der bewährten Verfahren im Rahmen der Methode 
der offenen Koordinierung und des Europäischen Se-
mesters handeln kann. 

Abgeordneter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU): Darf 
ich den DGB fragen? Welche Bedeutung hat denn aus 
Ihrer Sicht die Ratsempfehlung konkret für die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in Deutschland? 

Sachverständiger Spiller (Deutscher Gewerkschafts-
bund): Aus Sicht der deutschen Gewerkschaften und 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes handelt es sich da-
bei um einen grundlegend richtigen und zu begrüßen-
den Vorschlag, der allerdings nicht den nötigen Umfang 
oder die nötige Regelungstiefe aufweist, so wie wir uns 
das wünschen würden. Ich würde das gern kurz ausfüh-
ren. Wie Sie wissen, existiert in der EU ein beträchtli-
ches Gefälle an Wohlstand zwischen den nördlichen 
und südlichen, den neueren und älteren EU-Mitglied-
staaten. Dementsprechend sind auch die Voraussetzun-
gen für tatsächliche soziale Sicherheit und für den Be-
darf an leistungsfähigen sozialen Sicherungssystemen 
unmittelbar an diese unterschiedlichen Voraussetzun-
gen, also an die konkreten Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen der Menschen gebunden. Aber das Ausmaß, in 
dem die völlig unterschiedlich strukturierten und finan-
zierten Sicherungssysteme dazu beitragen, ist absolut 
ungleich ausgestaltet. In Deutschland hat man 2014 
rund 30 % des Bruttoinlandprodukts als Gesamtausga-
ben für die soziale Sicherung aufgewendet, in Frank-
reich waren es ungefähr 34 %, in Rumänien 14 %, in 
Estland 15 %. Also Sie sehen, da gibt es ein ganz unter-
schiedliches Commitment - aus welchen Richtungen 
auch immer -, um dieses Ziel zu erfüllen. Wenn man auf 
die Gesamtausgaben für den Sozialschutz in Euro je Ein-
wohner schaut, wird dieser Trend noch deutlicher 
sichtbar. Da zeigt sich, dass 11 der 13 seit 2004 beigetre-
tenen Mitgliedstaaten nach wie vor die Plätze 18 bis 28 
im Ranking belegen. Es gibt also einen ganz massiven 
Gap zwischen den neuen, zwischen den östlichen, süd-
östlichen Mitgliedstaaten und den alten Mitgliedstaaten. 
Das sind Zahlen aus dem Sozialkompass der Bundesre-
gierung. Mit diesem Wohlstandsgefälle geht eben auch 
ein Gefälle des Sicherungsumfangs einher. Soziale Si-
cherung muss aus Sicht des DGB zumindest zwei Funk-
tionen erfüllen. Sie muss umfassend zugänglich sein 
und sie darf sich nicht auf eine Minimalversorgung be-

schränken. Wenn man jetzt in den Kommissionsvor-
schlag schaut, so wie er ursprünglich unterbreitet 
wurde, dann wurde dort in Punkt 1 und 2 formuliert, 
dass erstens den Mitgliedstaaten empfohlen wird, allen 
Arbeitnehmern und Selbstständigen in den Mitglied-
staaten Zugang zu einem angemessenen Sozialschutz zu 
gewähren. Zweitens wird den Mitgliedstaaten empfoh-
len, im Einklang mit dieser Empfehlung Mindeststan-
dards für den Sozialschutz der Arbeitnehmer und 
Selbstständigen einzuführen. Da offenbart sich aus Sicht 
des DGB auch das ganze Dilemma, denn die Mindest-
standards, die aus unserer Sicht eigentlich sehr drin-
gend notwendig wären, um diesem Ziel der Empfehlung 
gerecht zu werden, werden an keiner Stelle sonst im 
Text der Empfehlung des Vorschlages erwähnt. Das be-
dauern wir sehr. Im Übrigen geht dieser Vorschlag in 
die richtige Richtung. 

Abgeordnete Lezius (CDU/CSU): Meine Frage geht an 
die Interessengemeinschaft der selbständigen Dienstleis-
ter, das ist der Herr Pohl. Wie sollte die Absicherung 
von Selbstständigen aus Ihrer Sicht in der Arbeitslosen-
versicherung vor dem Hintergrund der Ratsempfehlung 
künftig ausgestaltet werden? 

Sachverständiger Pohl (Interessengemeinschaft der 
selbständigen DienstleisterInnen in der Veranstaltungs-
wirtschaft e.V.): Die sollte auf jeden Fall freiwillig sein. 
Wie will man unterscheiden, ob ein Selbstständiger ar-
beitslos ist oder im Moment nur keine Aufträge hat? Das 
wird sehr schwierig darzustellen. D. h., da sehen wir 
auch sehr viel Betrugsmöglichkeit schon vorab. Davon 
sind wir auch keine großen Fans. Ein Selbstständiger ist 
de facto kein Angestellter. D. h., man kann auch nicht 
alle Risiken, die ein Selbstständiger hat, zu 100 Prozent 
abdecken. Von daher sehen wir, dass eine Arbeitslosen-
versicherung im besten Fall freiwillig passieren kann, 
weil wir auch durchaus sehen, dass es Bereiche gibt, in 
denen Selbstständige arbeiten, die das brauchen, die so 
eine Absicherung nötig haben. Wenn man als Selbst-
ständiger diese Sicherheit haben will, sollte man die 
Möglichkeit haben genauso wie bei allen anderen Syste-
men, dass der Zugang für Selbstständige in diese gesetz-
lichen Systeme möglich wäre. 

Vorsitzender Dr. Bartke: Damit sind wir am Ende der 
Fragerunde der CDU/CSU-Fraktion angelangt. Wir kom-
men zur Fragerunde der SPD-Fraktion. Da hat sich als 
erstes Frau Schmidt gemeldet. 

Abgeordnete Schmidt (Wetzlar) (SPD): Meine erste 
Frage richtet sich an Frau Queisser und an den DGB, 
wobei Herr Spiller eben schon ein bisschen dazu gesagt 
hat, aber vielleicht mag er das noch ergänzen. Wenn wir 
uns angucken, wie sich die Arbeitsmärkte in Europa im 
Zuge der Globalisierung, im Zuge technologischen Wan-
dels und Digitalisierung verändern, stellen wir fest, dass 
es immer neue, vielfältigere Beschäftigungsformen gibt 
und dass wir uns in unserem Sozialversicherungssys-
tem aber immer noch an sogenannten Standardversi-
cherten orientieren und selten schon auf neue Beschäfti-
gungsformen eingestellt sind. Wie bewerten Sie in die-
sem Zusammenhang die Zielsetzung der Empfehlung 
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des Rates, allen Selbstständigen sowie Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern in der EU den Zugang zu den 
jeweiligen Sozialschutzsystemen der Mitgliedstaaten zu 
ermöglichen? 

Sachverständige Queisser: Grundsätzlich positiv und 
genau aus dem Grund, den Sie gerade genannt haben. 
Man fokalisiert sich sehr viel auf Selbstständige, aber ei-
gentlich vergisst man dabei manchmal, dass es insge-
samt eher zu sehr viel flexibleren und häufig prekären 
Arbeitsbedingungen in europäischen Ländern kommt. 
Deswegen ist es eine ganz wichtige Initiative, auch ein-
fach um Augenmerk und viel Aufmerksamkeit auf die-
ses Thema zu lenken. Was ich auch sehr wichtig finde 
ist, dass unterschieden wird zwischen formeller Absi-
cherung und tatsächlicher Absicherung, denn wenn 
man versucht, überhaupt erstmal einen Plan zu erstel-
len, wer wie abgesichert ist, stellt man ganz schnell fest, 
dass was auf dem Papier existiert und was in der Reali-
tät existiert, zwei sehr verschiedene Dinge sind. Inso-
fern finde ich es auch sehr gut, dass in dieser Empfeh-
lung dieser Unterschied gemacht wird. 

Sachverständiger Spiller (Deutscher Gewerkschafts-
bund): Ich versuche das noch einmal kurz zusammenzu-
fassen. Wir sehen in dieser Zielsetzung eine grundsätzli-
che Spaltung zwischen dem Vorhaben, den Zugang zu 
ermöglichen. Der Zugang ist gut, der Zugang wird aber 
keinem Selbstständigen, keinem Normalbeschäftigten 
wie auch immer, etwas nützen, wenn die tatsächliche 
Sicherungsqualität des sozialen Sicherungssystems, das 
dahinter steht, nicht entsprechend leistungsfähig ist. 
Und an der Stelle hätten wir uns nicht nur gewünscht, 
dass der Zugang geöffnet wird, dass dafür transparente 
Regelungen geschaffen werden, sondern dass auch eine 
Mindestebene eingezogen wird, die festlegt, dass Be-
schäftigte gleich welcher Beschäftigungsstatus nicht da-
runterfallen können, was ihre soziale Absicherung in al-
len Bereichen angeht. Und dafür sind Mindeststandards 
in den sozialen Sicherungssystemen aus unserer Sicht 
der geeignete Weg.  

Abgeordnete Schmidt (Wetzlar) (SPD): Meine Frage 
richtet sich an den Deutschen Gewerkschaftsbund und 
an Frau Queisser. Ich möchte Sie bitten, ob Sie es viel-
leicht ein bisschen konkreter machen können, welche 
Probleme bei der Absicherung von Selbständigen und 
neuen Beschäftigungsproblemen Ihnen innerhalb der 
EU bekannt sind. Können Sie uns auch Beispiele geben 
und auch einmal Unterschiede deutlich machen in den 
verschiedenen europäischen Ländern? 

Sachverständiger Spiller (Deutscher Gewerkschafts-
bund): Selbständige müssen ihre soziale Sicherung häu-
fig grundsätzlich vollständig aus den erzielten Einnah-
men selbst tragen. Das liegt hier im Kern des Wesens 
der selbständigen Erwerbsform. Die zugrunde liegende 
Einkommenslage ist aber absolut heterogen. Mindestens 
1/3 der Selbständigen beispielsweise in Deutschland ha-
ben so niedrige Einkommen, dass ihre soziale Sicherung 
unzureichend ist oder sie sogar vollständig darauf ver-
zichten müssen. Viele Selbständige verdienen weniger 
als Beschäftigte in regulären Arbeitsformen. Dazu 

kommt, dass ihre Einkommen unmittelbar von Auftrags-
schwankungen, von konjunktureller Lage abhängig sind. 
Daraus ihre Fähigkeit, Sozialversicherungsbeiträge über-
haupt zu zahlen oder Rücklagen für kritische Zeiten zu 
bilden, ist sehr schwierig zu planen. Problematisch ist 
darüber hinaus, dass Selbständige bei Vertragsabschlüs-
sen häufig wie große Konzerne behandelt werden, und 
zwar nach Kartellrecht keine Honorarabsprachen treffen 
dürfen. Damit steigt auch das Risiko, dass die Preise ih-
rer Honorare ins Bodenlose verhandelt werden. Denn ir-
gendwie ist natürlich jeder daran interessiert, den Auf-
trag letztlich zu ergattern. Für uns ist der Anstieg insbe-
sondere der Soloselbständigkeit europaweit ein bedeu-
tender Faktor für das hohe Niveau von prekärer Be-
schäftigung und deutlich mitverantwortlich für den ein-
deutigen Anstieg von Erwerbsarmut. In Deutschland 
liegt diese Quote im Moment bei 22,6 % aller Erwerb-
stätigen. Die soziale Sicherung insgesamt ist auf diesen 
Personenkreis häufig nicht zugeschnitten. Viele Berufs-
gruppen sind oftmals nicht von einer Versicherungsver-
pflichtung abgedeckt, um sich gegen zentrale Lebensri-
siken in einem kollektiven sozialen Pflichtversiche-
rungssystem überhaupt abzusichern. Das ist besonders 
problematisch, wenn – wie gerade gesagt – die Honorare 
so niedrig kalkuliert werden, dass Einzahlungen in die 
Sozialversicherung eingespart werden müssen. Diese 
Konkurrenzsituation führt dazu, dass viele Selbständige 
im Fall von Auftragslosigkeit, Krankheit oder Erwerbs-
unfähigkeit unmittelbaren existenziellen Risiken ausge-
setzt sind. Das gilt insbesondere noch einmal für den 
Bereich der Solo-Selbständigkeit. Solo-Selbständige 
wechseln häufig zwischen verschiedenen Formen der 
Beschäftigung. In dieser wachsenden Grauzone zwi-
schen regulärer abhängiger Beschäftigung und Selbstän-
digkeit ist die Solo-Selbständigkeit besonders problema-
tisch und missbrauchsanfällig. Vielfach werden Be-
schäftigte auch von ihren Arbeitgebern veranlasst, sich 
als Selbständige anzumelden, um alle Risiken der Selb-
ständigkeit zu übernehmen. Solche zweckentfremdeten 
Werkverträge werden von Arbeitgebern gerne auch 
missbraucht, um mit Hilfe von Scheinselbständigen 
Lohnkosten zu senken und die Belegschaft im Stamm-
betrieb zu spalten. Solo-Selbständigkeit gewinnt – als 
letzter Punkt noch – deshalb an Bedeutung, weil sie der 
flexiblen Anforderung der digitalen Arbeitswelt beson-
ders gut entgegenkommt. Deswegen ist gerade im Be-
reich Crowdworking, digitales Arbeiten diese Beschäfti-
gungsform so besonders problematisch aus unserer 
Sicht. Zusammengefasst sind Selbständigkeit, Solo-
Selbständigkeit und neue Beschäftigungsformen in der 
EU unter den gegebenen Rahmenbedingungen nur 
schwer sozial abzusichern, gleichzeitig jedoch auch be-
sonders absicherungsbedürftig, um einer Armutsgefähr-
dung der betroffenen Erwerbstätigen vorzubeugen.  

Sachverständige Queisser: Zusätzlich vielleicht noch 
ein paar Beispiele, nach denen Sie gefragt haben. Eine 
Situation, die wir in vielen Ländern sehen, ist die Frag-
mentierung der verschiedenen Systeme, die für Selb-
ständige existieren. Nehmen wir einfach nur einmal 
Deutschland mit 89 Versorgungswerke für die Altersvor-
sorge von Selbständigen als ein Beispiel dafür. Dann 
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wurde die Zahlungsfähigkeit bereits angesprochen. Wer 
zahlt die Arbeitnehmer-/Arbeitgeberbeiträge? Ist das 
überhaupt machbar und in welcher Höhe? Und – wenn 
es solche Kostenunterschiede dann gibt – wo man sagt, 
bestimmte Gruppen müssen vielleicht weniger zahlen - 
weniger Steuern plus weniger Beiträge – dann sieht 
man, dass diese Kostenunterschiede strategisch genutzt 
werden. Wir haben gute Beispiele dafür, wie man es 
nicht machen sollte, zum Beispiel in den Niederlanden, 
in Italien, in Österreich, die zeigen, dass ganz deutlich 
die unterschiedliche Belastung sich direkt niederschlägt 
in der Häufigkeit der verschiedenen Formen von Selb-
ständigkeit, Solo-Selbständigkeit und nicht regulären 
Arbeitsverhältnissen. Jedes Mal, wenn die Regulierung 
sich geändert hat, dann haben sich auch die Zahlen ent-
sprechend wieder bewegt. Eine Mode, die gerade in Eu-
ropa und auch darüber hinaus existiert, ist die Individu-
alisierung von Ansprüchen, die die Portabilität beför-
dern soll. Das ist im Prinzip eine sehr gute Sache. Aber 
die Individualisierung in Konten, wo jeder einzelne An-
spruch festgeschrieben wird, funktioniert nur dann, so-
lange diese alimentiert werden. Für Leute, deren Konten 
leer bleiben, gibt es am Ende auch keine Sicherungsan-
sprüche. Dann vielleicht noch eine positive Seite: Neue 
Arbeitsformen sind ein Ansporn, nach neuen Lösungen 
zu suchen. Es gibt auch außerhalb Europas Beispiele da-
für, wie man das nicht in einem traditionellen Sozial-
versicherungssystem machen kann, sondern über den 
Arbeitsmarkt. Ich glaube ganz grundsätzlich, dass man 
in dieser Problematik, die sozialen Sicherungssysteme 
nicht von dem trennen kann, was auf dem Arbeitsmarkt 
passiert. Das muss zusammengesehen werden.  

Abgeordneter Rützel (SPD): Meine Frage geht an den 
Deutschen Gewerkschaftsbund und Frau Queisser. Wir 
haben heute schon des Öfteren besprochen und auch ge-
hört, dass die Empfehlung des Rates keine rechtliche 
Verbindung für die Mitgliedsstaaten hat. Würden Sie 
sich denn eine verbindlichere Lösung überhaupt auf der 
europäischen Ebene vorstellen und wünschen? Wenn ja, 
wie könnte man eine solche Lösung Ihrerseits ausgestal-
ten? 

Sachverständiger Spiller (Deutscher Gewerkschafts-
bund): Tatsächlich ist es unzweifelhaft so - wir haben 
das gerade schon gehört -, dass eine Ratsempfehlung 
keine rechtliche Bindungswirkung von vornherein hat 
und damit auf den Willen der Mitgliedsstaaten zur Um-
setzung angewiesen ist. Nun hat die Europäische Kom-
mission interessanterweise sogar im Begründungstext 
ihres Vorschlags geschrieben, dass sie den Konsenswil-
len, die Konsensfähigkeit der Mitgliedsstaaten als sehr 
niedrig erachtet und u.a. deshalb auf die Empfehlung 
als Mittel ausweicht. Das spricht relativ viel über die zu 
erwartende Möglichkeit, dort eine Einigung zu finden. 
Wir würden deshalb vorschlagen oder wünschen, dass 
es eine rechtlich viel konkretere Handhabe in diesem 
Bereich gibt. Dafür sind aus unserer Sicht auch durch-
aus Möglichkeiten vorhanden. Der einfachste Weg wäre 
natürlich ein sozialpolitisch mutiges Handeln der EU-
Kommission gewesen. Sie könnte zum Beispiel nach 
Art. 151 AVEU eine Richtlinie in diesem Bereich erlas-

sen, die sich der Verbesserung der Lebens- und Arbeits-
bedingungen und der Erreichung eines angemessenen 
sozialen Schutzes widmet. Das ist sozusagen der wün-
schenswerte Konjunktiv. Viel naheliegender und praxis-
relevanter wäre es aber, Mindeststandards zur sozialen 
Absicherung zu konkretisieren und zu beschließen. Das 
wäre auch die dringende Empfehlung des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes, sowohl in Richtung des Rates als 
auch in Richtung der weiteren Sozialpolitik, dass diese 
Mindeststandards beschlossen werden von denen, dass 
die Mitgliedsstaaten eben nach oben und nicht nach un-
ten abweichen dürfen. Der dritte Ansatz, den ich ganz 
kurz erwähnen möchte, wäre die Einführung eines euro-
päischen Mindestrahmeneinkommens. Es gibt das sog. 
european minimum income scheme, was auch von der 
EU-Kommission mit einem eigenen Projekt seit vielen 
Jahren begleitend erforscht wird. Hier wäre es eigentlich 
wünschenswert, dass man dem eigenen Forschungsauf-
trägen auch Taten folgen lässt, um dort eine entspre-
chende Initiative zu starten.  

Sachverständige Queisser: Wünschenswert vielleicht ja, 
aber ich muss ganz ehrlich sagen, dass ich nicht glaube, 
dass man sehr schnell zu solchen verbindlichen Min-
deststandards kommen wird. Ich habe seit vielen Jahren 
an den Verhandlungen im Rahmen der offenen Methode 
der Koordinierung teilgenommen. Man sieht schon für 
den Teilbereich Renten, wie schwierig das ist. Man 
kann sicherlich in einigen Bereichen schrittweise vorge-
hen, wie man das in der Gleichstellung gesehen hat bei 
der Quotendiskussion und jetzt auch für die Bereiche 
Mutterschaftsurlaub u.a. Ich kann mir aber nicht vor-
stellen, dass man im Rund-Um-Schlag jetzt Mindest-
standards für alles erlässt und das dann auch einführt. 
Die Unterschiede sind einfach noch zu groß. Es sind 
nicht nur ökonomische Unterschiede, sondern auch kul-
turelle Unterschiede, darin was verschiedene Länder 
und Kulturen von ihren sozialen Sicherungssystemen 
erwarten. In Großbritannien zum Beispiel unterliegt So-
zialpolitik einer ganz anderen Philosophie als - sagen 
wir mal – in Deutschland und Frankreich. 

Abgeordneter Dr. Rosemann (SPD): Ich würde mich 
gern mal der Frage der Altersabsicherung von Selbstän-
digen in Deutschland zuwenden. Meine Frage geht an 
Herrn Dr. Thiede von der Rentenversicherung und 
Herrn Spiller vom DGB. Wie bewerten Sie denn die Al-
tersabsicherung von Selbständigen, wie wir sie bisher in 
Deutschland haben? Und wir bewerten Sie in diesem 
Zusammenhang die Empfehlungen des Rates? 

Sachverständiger Dr. Thiede (Deutsche Rentenversiche-
rung Bund): Ich sagte schon, wir haben in Deutschland 
ein Alterssicherungssystem, das für abhängig Beschäf-
tigte relativ umfassend ist. Ich glaube, da gibt es hin-
sichtlich des Zugangs nicht viel zu verändern. Für Selb-
ständige haben wir die Situation, dass etwa für ein Vier-
tel der Selbständigen obligatorische Alterssicherung 
vorgesehen ist, in der gesetzlichen Rentenversicherung 
für einige spezielle Gruppen, für die Freiberufler in den 
Versorgungswerken und für die Landwirte in ihrer Ei-
genalterssicherung für Landwirte. Drei Viertel der Selb-
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ständigen haben keine obligatorische Absicherung. Al-
lerdings haben alle Selbständigen die Möglichkeit, in 
den ersten fünf Jahren nach Aufnahme einer selbständi-
gen Tätigkeit auf Antrag pflichtversichert zu werden in 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Diese Möglichkeit 
gibt es schon. Ich glaube, der Vorschlag oder die Emp-
fehlung, die die Kommission macht, für alle einen Zu-
gang zu gewähren, der ist deshalb schon erfüllt in 
Deutschland. Aber sinnvoll wäre es sicher, darüber hin-
aus zu gehen und zumindest im Bereich der Alterssi-
cherung eine obligatorische Absicherung für alle vorzu-
sehen - wie das im Koalitionsvertrag ja auch angelegt 
ist. 

Sachverständiger Spiller (Deutscher Gewerkschafts-
bund): Tatsächlich ist es aus Selbständigenperspektive 
ein sehr zergliedertes und schwer durchschaubares Ver-
sicherungssystem im Bereich der Alterssicherung. Selb-
ständige sind grundsätzlich in Deutschland nicht ren-
tenversicherungspflichtig. Es gibt allerdings vielfach 
Ausnahmen, z. B. berufsständische Berufe sind obligato-
risch in eigenen Versorgungswerken versichert. Dane-
ben gibt es noch Berufsgruppen, die unabhängig von 
Angestellten versicherungspflichtig sind (Hebammen, 
Entbindungspfleger, Seelotsen, Hausgewerbetreibende 
Handwerker) - also es gibt verschiedenen Formen, um 
es kurz zu machen, die tatsächlich darunter fallen kön-
nen. Es gibt aber kein vereinheitlichtes System. Deshalb 
halten wir die Lösungsfähigkeit der Empfehlung auch 
an der Stelle für nicht besonders ausgeprägt. Den Zu-
gang angesprochen: Der Zugang besteht bereits in 
Deutschland. Allerdings ist er in weitesten Teilen nicht 
sehr klar oder nicht sehr koordiniert. Zudem steht unter 
Punkt b des entsprechenden Passus in der Empfehlung, 
dass er für Selbständige zumindest auf freiwilliger Basis 
möglich und gegebenenfalls verpflichtend gemacht 
wird. Da würden wir dann doch dafür sprechen, dass 
dieses „auf freiwilliger Basis und gegebenenfalls“ raus 
kommt und dass es tatsächlich um eine verpflichtende 
Absicherung geht - auch für Selbständige. 

Abgeordneter Dr. Rosemann (SPD): Meine nächste 
Frage geht auch an Herrn Spiller und Herrn Dr. Thiede. 
Es ist schon angesprochen worden, was im Koalitions-
vertrag verabredet wird, nämlich dass Selbständige obli-
gatorisch in die Alterssicherung einbezogen werden sol-
len. Meine Frage: Wie bewerten Sie das und wie bewer-
ten Sie insbesondere die Vereinbarung der sogenannten 
Opt-out-Regelung, mit der Selbständige die Möglichkeit 
erhalten sollen, alternativ außerhalb der gesetzlichen 
Rentenversicherung für das Alter vorzusorgen, wenn sie 
eine andere geeignete insolvenzsichere und ausrei-
chende Vorsorgeart nachweisen können? 

Sachverständiger Dr. Thiede (Deutsche Rentenversiche-
rung Bund): Im Grundsatz, hatte ich schon gesagt, fin-
den wir den Vorschlag, die Überlegung einer obligatori-
schen Alterssicherung für alle Selbständigen einzufüh-
ren, sinnvoll und gut. Es ist allerdings schon so, dass 
wir die Möglichkeit, diese obligatorische Alterssiche-
rung generell in der Rentenversicherung durchzuführen, 
für vorteilhaft gehalten hätten. Die Möglichkeit des Opt-
out führt dazu, dass die Umsetzung dieses Vorhabens, 

dieses Vorschlags, sicherlich bürokratischer werden 
wird als eine reine Absicherung in der Rentenversiche-
rung - aber nichts desto trotz möglich ist. Möglich vor 
allem dann, wenn die gesetzlichen Rahmenbedingungen 
dafür geschaffen werden - die dann aber auch geschaf-
fen werden müssen - und dazu zählt für mich vor allem, 
dass das, was Opt-out-Produkte sind, gesetzlich oder 
durch eine staatliche Verordnung geregelt ist. Also, wir 
brauchen eine Positiv-Liste der Opt-Out-Produkte, sonst 
haben wir keine Rechtssicherheit in dem Bereich. Wir 
brauchen sicherlich eine Absicherung aller sozialen Ri-
siken, also auch des Risikos Invalidität in dem Opt-out-
Produkt. Wir brauchen eine Nutzung der in der Verwal-
tung schon vorhandenen Informationen, insbesondere 
die in der Finanzverwaltung. Sonst haben die Selbst-
ständigen doppelte oder dreifache Arbeit und wir auch. 
Und ein ganz wichtiger Punkt für uns als letztes: Wenn 
es Opt-out-Produkte gibt, dann müssen diese Opt-out-
Produkte auch zuständig sein für Betragseinzug und 
Prüfung bei den bei ihnen Versicherten. Es kann nicht 
sein, dass die Rentenversicherung zuständig wird für 
den Beitragseinzug und die Beitragsprüfung von ande-
ren Produkten. Das muss ganz sichergestellt werden. 
Das wird auch unsere Selbstverwaltung sonst kaum mit-
machen. 

Vorsitzender Dr. Bartke: Damit sind wir am Ende der 
Fragerunde der SPD-Fraktion angekommen und kom-
men jetzt zur AfD-Fraktion. Da hat sich als erstes Herr 
Springer gemeldet. 

Abgeordneter Springer (AfD): Meine Frage richtet sich 
an Herrn Prof. Dr. Beck und greift etwas auf, was Frau 
Bârsan von der Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände schon erwähnte, nämlich einen Wi-
derspruch zwischen der Aussage, eine Ratsempfehlung 
sei rechtlich nicht verbindlich auf der einen Seite und 
auf der anderen Seite aber der in der Ratsempfehlung 
eingeforderten Berichterstattung bzw. dem eingeforder-
ten Überwachungsrahmen und es geht noch weiter. Es 
ist davon die Rede, dass ein Plan vorzulegen ist mit zu 
ergreifenden Maßnahmen. Die konkrete Frage, Herr 
Prof. Dr. Beck, wäre nun: Wie würden Sie das Instru-
ment der Ratsempfehlung bewerten hinsichtlich seiner 
rechtlichen Bindungswirkung und seiner allgemein po-
litischen Wirkung? 

Sachverständiger Prof. Dr. Beck: Sie haben mit Recht 
auf die Äußerung von Frau Dr. Bârsan hingewiesen. 
Wenn ich sie recht verstand, dann ist diese Empfehlung 
gleichsam als eine Art Elchtest für einen späteren Geset-
zesentwurf zu verstehen. Ebenso sehe ich die Empfeh-
lung ebenfalls. Lassen Sie mich jedoch dieser im 
Grunde schon dargelegten Sicht eine etwas allgemeinere 
Ausführung folgen. Grundsätzlich gilt, dass Empfehlun-
gen nach Artikel 288 des AEUV keine bindende Rechts-
kraft haben. Haben sie keine bindende Rechtskraft, so 
heißt das jedoch keineswegs - wie ebenfalls bereits 
mehrfach betont wurde -, dass sie ohne praktische 
rechtliche Wirkungen seien. Besteht also die praktische 
Bedeutung dieser Empfehlung oder von soft law im EU-
Recht im Allgemeinen? Ich will hier zwei Aspekte her-
vorheben. Erstens in Bezug auf den EuGH. Ungeachtet 
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der vertraglich festgelegten, nicht bindenden Geltungs-
kraft von Empfehlungen hat der EuGH in der ihm eige-
nen rechtschaffenden Art, soft law regelmäßig eine 
quasi bindende Geltungskraft eingeräumt. Im Mindesten 
und hier beispielhaft erläutert in zweierlei Hinsicht: 
Erstens als Interpretationshilfen in Hinsicht auf unstrit-
tig bindende Rechtsnormen. An sich ist ein Beispiel 
hierfür die Behandlung der Grundrechte-Charta, bevor 
sie überhaupt rechtsbindend wurde im Lissaboner Ver-
trag 2009. Bereits in einigen Urteilen 2004, 2005, 2006 
hat der EuGH auf die Charta verwiesen, als hätte sie be-
reits bindende Bedeutung wider alle Normen und Sicht 
in der Rechtslehre. Zweitens - und hier komme ich auf 
Frau Dr. Bârsan in etwas allgemeinerer Form wieder zu 
sprechen - liegt die Bedeutung einer Empfehlung im 
EU-Recht ganz allgemein betrachtet und wenn man sich 
die Regelmäßigkeit der Kontiguität von Empfehlung und 
späterem Gesetzesentwurf auf einem bestimmten Ge-
biete anschaut, in der des Prototyps und einer Art Elch-
test in der Empfehlung für einen späteren Gesetzesent-
wurf. Regt sich kein Widerstand und wird die für eine 
Empfehlung ganz und gar atypische oder hypothetische 
Rechtsgrundlage ohne Widerwort akzeptiert, so ist der 
Weg nach Ansicht der Kommission frei für einen bin-
denden Gesetzentwurf. Abschließend dazu als Illustra-
tion: Der mitunter sehr freimütige EU-Kommissionsprä-
sident Junker hat diese Strategie für die Harmonisierung 
durch die Hintertür einmal sehr anschaulich beschrie-
ben, die hier zitierte Äußerung findet sich im Spiegel 
1999. Herr Junker sagte damals „wir“ – das heißt die EU 
- „beschließen etwas, stellen es dann in den Raum, war-
ten einige Zeit ab, ob was passiert und wenn es dann 
kein großes Geschrei gibt und keine Aufstände, weil die 
Meisten gar nicht begreifen, was da beschlossen wurde, 
dann machen wir weiter. Schritt für Schritt bis es kein 
Zurück mehr gibt.“. 

Abgeordneter Sichert (AfD): Meine Frage richtet sich 
auch an Herrn Prof. Dr. Beck. Ich habe mir Ihre Stel-
lungnahme intensiv durchgelesen und bin darüber ge-
stolpert, dass Sie sagen, nach deutschem Verfassungs-
recht und den EU-Verträgen liege die allgemeine Sozial-
gesetzgebungskompetenz nicht bei der EU sondern bei 
den Mitgliedsstaaten. Sie führen weiter aus, dass das 
Verfassungsgericht den Status der Sozialpolitik als ei-
nen der fünf Kernbestandteile der deutschen Verfas-
sungsidentität hervorgehoben hat. Eine Übertragung der 
Sozialpolitik an die EU widerspreche dem Grundgesetz 
und sei jedenfalls solange nicht verhandlungsfähig, als 
sich das deutsche Volk nicht per Volksabstimmung für 
die Auflösung des eigenen Staates und dessen Aufgehen 
in den Vereinigten Staaten von Europa ausgesprochen 
habe. Verstehe ich Sie richtig, dass Sie sagen, dass die 
Übertragung von Rechten in der Sozialpolitik an die Eu-
ropäische Union grundgesetzwidrig ist? 

Sachverständiger Prof. Dr. Beck: Ja, da haben Sie mich 
richtig verstanden, und zwar insofern, als der Kernbe-
stand der Sozialgesetzgebung betroffen ist. Diese fällt in 
die vom Bundesverfassungsgericht in seinem Lissabon-
ner Urteil von 2009 niedergelegten und fixierten fünf 
Bereichen der deutschen Verfassungsidentität, die im 
Zusammenhang mit der Budgethoheit des Bundestages 

stehen. Nach dem Verfassungsgericht – und dieses Ur-
teil ist bislang keineswegs widerrufen worden – hat der 
Bundestag die Federführung bei der Ausgestaltung der 
Lebensbedingungen der deutschen Bevölkerung. Dazu 
gehört zum Einen, dass er keine Kompetenzen abtritt, 
die ihn seiner Fiskalautonomie berauben könnten, ande-
rerseits muss er die wesentlichen Bereiche der Sozialpo-
litik selbst entscheiden. Das heißt unzweifelhaft, dass 
diese Bereiche nicht an die EU abzutreten sind. Deswe-
gen sollte sich dieser Ausschuss nach meiner Ansicht 
ganz kategorisch gegen diese Empfehlung aussprechen.  

Abgeordneter Sichert (AfD): Die nächste Frage richtet 
sich an Herrn Prof. Becker vom Max-Planck-Institut. 
Wir haben jetzt von verschiedenen Experten, von Frau 
Dr. Bârsan beispielsweise gehört, dass die jetzige Ausge-
staltung der Alterssicherungssysteme nicht mit dem 
übereinstimmt, was hier drin steht. Oder von Herrn 
Solle, der gesagt hat, dass wir damit tatsächlich einen 
einfachen Wechsel von der privaten in die gesetzliche 
Krankenversicherung haben werden. Jetzt mal an Sie als 
Experte für dieses Thema: Was schätzen Sie ein, wie 
groß wird der Reformbedarf sein, wenn man wirklich 
gewillt ist seitens der Bundesregierung, 1:1 das so um-
zusetzen, wie es hier in diesem Papier steht? Was schät-
zen Sie, welchen Zeitraum wird das ungefähr in An-
spruch nehmen? 

Sachverständiger Prof. Dr. Becker (Max-Planck-Institut 
für Sozialrecht und Sozialpolitik): Konkret für Einzel-
maßnahme und Zeiträume kann ich natürlich keine An-
gaben machen. Das es Umsetzungserfordernisse gibt, 
das ist völlig klar. Wie die Umsetzungserfordernisse 
aussehen wird, wird aber nicht genau in der Empfeh-
lung festgelegt. Das will ich hier noch einmal betonen 
an dieser Stelle, sonst bauen wir hier einen Popanz auf, 
der so nicht existiert. Es geht nicht darum, dass Kompe-
tenzen auf die EU übertragen werden oder dass wir ir-
gendwo in dieses Problem – ob die Lissabon-Entschei-
dung uns da noch leiten soll oder nicht – kommen. Das 
ist nicht die Frage. Es geht darum, dass man vereinbart, 
dass man gemeinsam sozialpolitische Maßnahmen er-
greift. Und dann wird man sehen müssen, was genau er-
forderlich ist und wie weit man damit kommen muss. 
Wir haben es schon gehört, die Absicherung der Selb-
ständigen ist ganz sicher ein Weg dahin. Ich stimme 
zum Beispiel nicht mit der Einschätzung überein, dass 
man tatsächlich jeden Arbeitnehmer unbedingt zwin-
gend in die Sozialversicherung bringen muss. Ich glaube 
nicht, dass das mit der Empfehlung gemeint ist. Aber 
darüber wird man sich unterhalten müssen. Das sind ge-
nau diese Punkte. Und auch nicht jede Übertragbarkeit 
ist im Endeffekt erforderlich, sondern grundsätzlich ist 
eine möglichst weitgehende erforderlich. Das heißt, 
wenn man zum Beispiel aus Gründen der Systemarchi-
tektur die Übertragbarkeit nicht hinbekommen kann, 
dann gibt es Gründe, das vielleicht auch nicht zu ma-
chen. Dann muss man sich aber darum kümmern, dass 
der soziale Schutz entsprechend ist. Das ist also ganz 
wichtig zu sehen. Das ist ein diskursives Modell erst 
einmal, indem man schauen muss, wie kommt man ei-
gentlich zu diesen Zielen? Deswegen ist es wichtig, bei 
den sozialpolitischen Ziele, die dahinter stehen - und 
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das wird in der Tat, davon würde ich schon ausgehen, 
auch einige Zeit in Anspruch nehmen - zu Lösungen zu 
kommen. Nicht nur in Deutschland, um das auch noch-
mal ganz klar zu machen. Frau Queisser hatte gerade 
auch schon darauf hingewiesen, das gilt auch für alle 
anderen Länder, weil auch da die formale Absicherung 
teilweise besteht, aber materiell trotzdem nicht ausrei-
chend ist. Wir haben überall Reformbedarf und das 
macht es auch gerade so interessant.  

Vorsitzender Dr. Bartke: Damit sind wir am Ende der 
Fragerunde der AfD-Fraktion. Wir kommen zur FDP-
Fraktion und als Erstes habe ich Herrn Cronenberg.  

Abgeordneter Cronenberg (FDP): Meine erste Frage geht 
an Herrn Solle von Gesamtmetall. Wie bewerten Sie die 
Ratsempfehlung im Gesamtkontext der EU-Initiativen 
zur Sozialpolitik in den letzten Jahren, insbesondere 
auch im Kontext der Ankündigung der Junker-Kommis-
sion, Art. 153 AEUV dahingehend abzuändern, dass 
man vom Einstimmigkeitsprinzip Abstand nimmt und 
zum Prinzip der qualifizierten Mehrheit kommt?  

Sachverständiger Solle (Gesamtmetall e.V.): Gerade den 
letzten Punkt, den Sie angesprochen haben, die von 
Herrn Junker angekündigte Initiative, die nächste Wo-
che am 16. April vorgelegt werden soll, der Wechsel 
vom Einstimmigkeitsprinzip zur qualifizierten Mehrheit 
im Sozialbereich, sehe ich in einem klaren Zusammen-
hang mit der vorliegenden Ratsempfehlung, gerade mit 
der Nr. 22 der Ratsempfehlung. Dort wird gesagt, in drei 
Jahren möchte die Kommission den Fortschritt der Um-
setzung dieser Empfehlung überprüfen und dann auch 
gegebenenfalls neue Maßnahmen vorlegen. Wenn der 
Wechsel vom Mehrheitsprinzip zum Einstimmigkeits-
prinzip zur qualifizierten Mehrheitsinitiative, die jetzt 
kommen wird, gelingt, dann haben wir eine komplett 
andere Voraussetzung in drei Jahren bei Bewertung res-
pektiver Neuvorschläge, quasi die Perspektive nach 
vorn, zurück und nach hinten, also der Gesamtkontext 
der Sozialpolitik unter Junker. Junker hat schon vor 
Amtsantritt angekündigt, dass das soziale Europa eine 
seiner Hauptpunkte sein wird. Entsprechend haben wir 
auch eine sehr hohe Anzahl an Gesetzgebungsinitiati-
ven im Sozialbereich gesehen. Wir haben momentan ei-
nen Acqui im Sozialbereich von ca. 70 Richtlinien und 
Verordnungen, die die letzten 60 Jahre aufgebaut wur-
den. Allein in den letzten viereinhalb Jahren unter Jun-
ker wurden 22 neue Richtlinienvorschläge vorgelegt. 
Das zeigt schon auch quantitativ, wie stark die Kommis-
sion an der Stelle das soziale Europa stärkt oder voran-
treiben möchte. Stellenweise waren die Initiativen unter 
Junker-Kommissionen von unkonventionellem Charak-
ter. Wir haben die europäische Säule sozialer Rechte - 
das gab’s vorher noch nie. Auch die Vorgehensweise ist 
an manchen Stellen bei der Sozialpolitik eher unge-
wöhnlich und auch einmalig gewesen. Das Beispiel 
wäre die Vereinbarkeitsrichtlinie. Hier ist zum allerers-
ten Male eine Vereinbarung der EU-Sozialpartner zu-
rückgezogen worden, was auch ein einmaliger Vorgang 
auf europäischer Ebene ist, wo es jetzt den Präzedenz-
fall unter Junker gegeben hat. Ein anderer Punkt zur un-

gewöhnlichen Vorgehensweise ist die europäische Ar-
beitsbehörde die ELA. Hier gab’s auch parallel einen 
Vorschlag zur Schaffung der ELA. Parallel zum Vor-
schlag, also am gleichen Tag, wurde bereits ein Kom-
missionsbeschluss vorgelegt, mit dem eine Berater-
gruppe gegründet wurde, um die ELA bereits einzurich-
ten. Bevor der Verordnungsvorschlag beim Gesetzgeber 
lag, wurden eigentlich schon die Fakten geschaffen, mit 
denen eine Beratergruppe zur Ausgestaltung der ELA 
einberufen wurde. Stellenweise waren auch die Vor-
schläge der Kommission inhaltlich sehr weitgehend. 
Wir haben in dem Richtlinienvorschlag für transparente 
und verlässliche Arbeitsbedingungen erstmalig auf der 
EU-Ebene im Sekundärrecht den Vorschlag einer euro-
paweit einheitlichen Arbeitnehmerdefinition. Die Zu-
ständigkeit der ELA sollte auch für Arbeitsmarktstörun-
gen vorhanden sein. Und wie gesagt, wie bereits ange-
sprochen, die Ankündigung der Initiative zum Übergang 
vom Einstimmigkeitsprinzip zum Mehrheitsprinzip. 
Also alles in allem ist das ein sehr starker Gestaltungs-
anspruch der Kommission Junker im Bereich des Sozia-
len und stellenweise auch mit kreativen Lösungsansät-
zen, um dorthin zu kommen.  

Abgeordneter Cronenberg (FDP): Meine zweite Frage 
geht auch an Herrn Solle von Gesamtmetall. Wie bewer-
ten Sie die rechtliche Verbindlichkeit aus der Empfeh-
lung, insbesondere mit Blick auf die Artikel 19 bis 22, 
wo es um Monitoring geht.  

Sachverständiger Solle (Gesamtmetall e.V.): Artikel 288 
AEUV ist schon mehrfach angesprochen worden heute. 
Ich glaube, es ist unstrittig im Raum, dass Empfehlun-
gen des Rates an die Mitgliedstaaten prinzipiell recht-
lich unverbindlich sind nach EU-Verträgen. Aber natür-
lich werden solche Empfehlungen auch vom EUGH im 
Zweifel in seiner Urteilsfindung herangezogen. Ich 
möchte aber auch Sie bitten, nochmals konkret auf die 
Umsetzungsmaßnahmen in dieser Empfehlung zu 
schauen. Wie gesagt, die angesprochenen Punkte 19 bis 
22. Nr. 20 sehen vor, dass die Kommission innerhalb ei-
nes Jahres einen Überwachungsplan einrichtet und auch 
quantitative und qualitative Indikatoren zur Bewertung 
einführt. Dann Nr. 21, also erst ein Jahr, nach 18 Mona-
ten soll dann ein Umsetzungsplan aller Mitgliedstaaten 
vorliegen. Nach zwei Jahren sollen die Mitgliedstaaten 
Empfehlungen auch für statistische Daten vorlegen, um 
qualitativ hochwertige Daten zur Verfügung zu haben. 
Nach drei Jahren will die Kommission die Umsetzungs-
maßnahmen bewerten und gegebenenfalls neue Vor-
schläge machen. D. h., wir haben hier einen sehr eng ge-
takteten Umsetzungszeitraum, wie gesagt 1 Jahr, 18 Mo-
nate, zwei Jahre, drei Jahre. Wenn man es mit rechtlich 
verbindlichen Rechtsakten wie EU-Richtlinien ver-
gleicht, da haben Sie im Normalfall eine Umsetzungs-
frist von zwei Jahren und dann eine Bewertung nach 
fünf Jahren. Wir haben hier einen ungewöhnlich eng ge-
takteten Umsetzungsfahrplan, der in der Empfehlung 
aufgestellt ist. In der Vorbereitung der heutigen Sitzung 
habe ich mir mal sämtliche Ratsempfehlungen der letz-
ten zwei Jahre angeschaut, um mal einen Vergleich zu 
haben, wie es in anderen Bereichen war - unter anderem 
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Empfehlungen zur verstärken Zusammenarbeit, zur Be-
kämpfung von durch Impfung vermeidbarer Krankhei-
ten, die ständige strukturierte Zusammenarbeit bei Si-
cherheit und Verteidigung oder auch die Wirtschaftspo-
litik der Mitgliedsstaaten. In keiner dieser Empfehlun-
gen, in keiner Ratsempfehlung der letzten zwei Jahre 
gibt es einen ähnlich getakteten, engen Umsetzungsplan 
wie bei der vorliegenden Ratsempfehlung. In den meis-
ten Fällen ist es im Zweifel maximal, dass die Mitglied-
staaten dem Rat Bericht erstatten sollen, wie sie umset-
zen. Aber Bewertungen und eine aktive Rolle der Kom-
mission ist normaler Weise zumindest in den Ratsemp-
fehlungen der letzten zwei Jahre nicht vorhanden. 

Abgeordneter Cronenberg (FDP): Nächste Frage auch 
wieder an Herrn Solle, Gesamtmetall, und Frau 
Dr. Bârsan, BDA. Ist Ihrer Einschätzung nach die Emp-
fehlung, dass eine Beschäftigung immer zu vollumfas-
sender Absicherung führen soll, mit Sonderformen von 
Beschäftigung vereinbar, insbesondere mit Blick auf die 
deutsche geringfügige Beschäftigung? 

Sachverständiger Solle (Gesamtmetall e.V.): In Sachen 
Zugang zum Sozialschutz bei geringfügiger Beschäfti-
gung spielen aus unserer Sicht Erwägungsgrund 14 und 
Nr.10 der vorliegenden Ratsempfehlung zusammen. Er-
wägungsgrund 14 sagt zwar prinzipiell, dass die Absi-
cherung von Arbeitnehmern und Selbständigen auf 
Pflichtsystemen oder auf freiwilligen Systemen beruhen 
kann. Nr. 10 im verfügendem Teil der Ratsempfehlung 
sagt dann doch aus, dass alle unter 5 genannten Zweige 
für alle Arbeitnehmer verpflichtend gemacht werden 
sollen, und zwar unabhängig von der Art des Beschäfti-
gungsverhältnisses. Aus unserer Sicht fallen hier die ge-
ringfügig Beschäftigten drunter. Nach SGB IV Artikel 8 
und an der Stelle haben wir doch Befreiungsmöglichkei-
ten von der gesetzlichen Rentenversicherung. Wir haben 
die Befreiung von der gesetzlichen Krankenversiche-
rung und auch von der Arbeitslosenversicherung für ge-
ringfügig Beschäftigte. Da sehen wir schlichtweg die 
Diskrepanz auch zur vorgelegten Empfehlung. 

Sachverständige Dr. Bârsan (Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände): Ich stimme mit mei-
nem Kollegen überein. Wir sehen auch diese Regelung 
der weitgehenden Befreiung in der Sozialversicherung 
für Minijobs als nicht vereinbar mit der Empfehlung an.  

Vorsitzender Dr. Bartke: Damit sind wir am Ende der 
Fragerunde der FDP-Fraktion und kommen jetzt zur Fra-
gerunde der Fraktion DIE LINKE. und als erstes hat sich 
da Frau Krellmann gemeldet. 

Abgeordnete Krellmann (DIE LINKE.): Meine Frage geht 
an Herrn Prof. Dr. Fachinger in die Richtung - und das 
passt ganz gut zu den Aussagen davor. Würde eine Um-
setzung in Deutschland reichen oder brauchen wir ver-
bindliche europäische Regelungen zum Mindesteinkom-
men für Arbeitnehmer und Selbstständige? Und wie 
könnten die aussehen? 

Sachverständiger Prof. Dr. Fachinger: Bezogen auf die 
Mindestabsicherung EU- oder Deutschland-weit, kann 
ich da nur verweisen auf das, was eben schon gesagt 

worden ist. Die Arbeitsmärkte, das Lohnniveau, die so-
zialen Sicherungssysteme innerhalb der EU sind sehr 
unterschiedlich. Von daher liegt es nahe, wenn, dann 
eine Regelung erst einmal für Deutschland umzusetzen. 
Wobei dabei aus meiner Sicht zu beachten ist, dass 
diese Regelung dann jeweils in das soziale Sicherungs-
system einzupassen ist, wobei diese Einpassung nicht 
nur über die Festlegung erfolgen sollte, dass derartige 
Mindesteinkommen zu zahlen wären, sondern es be-
dingt dann auch jeweils die überprüfende Kontrolle der-
artiger Regelungen. 

Abgeordneter Birkwald (DIE LINKE.): Auch meine 
Frage geht an Herrn Prof. Dr. Fachinger. Ist es aus indi-
vidueller Sicht sinnvoll und notwendig, Selbstständi-
gen, insbesondere Soloselbstständigen, den Zugang zu 
sozialer Sicherung zu ermöglichen bzw. obligatorisch zu 
machen? Gern können Sie das am Beispiel Rente und 
Erwerbsminderung ausführen. 

Sachverständiger Prof. Dr. Fachinger: Herzlichen Dank 
für diese Frage, die mir auch persönlich ziemlich am 
Herzen liegt. Prinzipiell aus individueller Sicht ist eine 
- wie auch schon intendiert, darüber ist eben auch 
schon gesprochen worden - obligatorische Absicherung 
in der Deutschen Rentenversicherung sinnvoll, mit ent-
sprechenden Opt-out-Regelungen - Herr Thiede hat da-
rauf schon hingewiesen. Man muss hier beden-
ken - auch das ist schon gesagt worden -, dass die Situa-
tion der Selbstständigen, der Soloselbstständigen ext-
rem heterogen ist und wir dort einen relativ großen Teil 
an Erwerbstätigenformen vorfinden, die vergleichbar zu 
den abhängig Beschäftigten auch der Schutzbedürftig-
keit bedingen. Wenn man das ausgestalten möchte, ist 
auf der einen Seite auf die Sparfähigkeit und auf die 
Sparbereitschaft abzustellen. Die Sparbereitschaft 
wird - zur Diskussion in Deutschland in den letzten Jah-
ren, Jahrzehnten kann man, glaube ich, schon sagen - 
über Alterssicherung und Altersvorsorge vorhanden 
sein. Die Sparfähigkeit ist dort, wie man aus den empiri-
schen Analysen weiß, zu einem ziemlich großen Teil 
bei den Personen nicht nur nicht in hinreichendem Um-
fang vorhanden. Das bedeutet, dass, wenn man sich um 
die Ausgestaltung Gedanken macht, einkommensunab-
hängige Beiträge, also Pauschalbeiträge, Festbeiträge, 
wie das in den privaten Absicherungsformen der Fall 
ist, risikobezogen niedrige Einkünfte überproportional 
hoch belasten. Von daher würde es für diese Personen-
gruppe sinnvoll sein, einkommensbezogene Beiträge 
entsprechend auszugestalten. 

Abgeordnete Tatti (DIE LINKE.): Meine Frage geht eben-
falls an Herrn Prof. Dr. Fachinger. Ich würde Sie bitten, 
auf diese Frage, die Sie eben beantwortet haben, noch-
mals aus der gesellschaftlichen Perspektive einzugehen, 
ob es aus gesellschaftlicher Sicht und aus Sicht der Ver-
sichertengemeinschaft sinnvoll ist bzw. auch notwendig 
ist, Soloselbstständige bzw. Selbstständige insgesamt 
obligatorisch in die sozialen Sicherungssysteme einzu-
beziehen? 

Sachverständiger Prof. Dr. Fachinger: Im Prinzip haben 
wir zurzeit einen Strukturwandel der Erwerbstätigkeit 
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in ziemlich starkem Umfang. Die sozialrechtlichen Re-
gelungen zurzeit jedenfalls, was die Alterssicherung 
und auch die Erwerbsminderung betrifft, sorgen dafür, 
dass wir eine entsprechende Verzerrung des Arbeitsan-
gebots haben. Auf Grund des strukturellen Wandels der 
Erwerbstätigkeit, Stichwort auch Hybridisierung, liegt 
es eigentlich nahe, dass man eine Absicherungsform 
vorsieht, die diese Verzerrung nicht in diesem Umfang 
fortführt. Außerdem würde eine etwas andere Ausge-
staltung, die Pflichtversicherung, die obligatorische Ver-
sicherung, der gesetzlichen Rentenversicherung dazu 
führen, dass wir nicht unbedingt diese Prüfung haben 
müssten, welchen Erwerbsstatus diese Person eigentlich 
hat. Wir haben speziell bei der selbständigen Erwerbstä-
tigkeit Probleme gehabt bei der Feststellung, ob diese 
Person tatsächlich selbständig oder ob sie abhängig be-
schäftigt ist. Derartige Prüfungen wären dann nicht 
mehr im vergleichbarem Umfang erforderlich.  

Abgeordnete Tatti (DIE LINKE.): Auch diese Frage geht 
an Prof. Fachinger. Wie sehen Sie das? Brauchen wir 
aufgrund der veränderten Beschäftigungsformen, die 
insbesondere durch die Digitalisierung jetzt auch kom-
men, als Beispiel Crowdwork und GigWork, neue recht-
liche Definitionen zum Beispiel der Begriffe Arbeitneh-
mer, Arbeitgeber, auch der Selbständigkeit usw., um da 
klare gesetzliche Definitionen zu haben? 

Sachverständiger Prof. Dr. Fachinger: Aus meiner Sicht 
– ich bin kein Rechtsexperte –gibt es derzeit keine ein-
heitliche Begriffsfassung von selbständiger Erwerbstätig-
keit in Deutschland. Die unterscheidet sich im Sozial-
recht, im BGB und auch im Arbeitsrecht, sodass es na-
heliegt, doch zu einer Begriffsfassung zu kommen, die 
es einfacher machen würde, diesen Sachverhalt, welche 
Erwerbstätigkeitsform er ausübt, zu fassen. Das geht al-
lerdings aus meiner Sicht weit über das hinaus, was ei-
gentlich nur die rechtliche Begriffsfassung wäre, wenn 
ich beispielsweise irgendwelche Regelungen umsetzen 
möchte. Wenn ich zieladäquate Sozialpolitik betreiben 
möchte, dann möchte ich auch gerne den Status quo 
analysieren und dazu muss ich das, was im Status quo 
stattfindet, auch messend beobachten können. Von da-
her würde das auch bedeuten, dass man ein Instrumen-
tarium entwickeln müsste, um die Aspekte, die derzeit 
durch die V am Arbeitsmarkt stattfinden, überhaupt 
messen zu können. Das, was wir derzeit in den Statisti-
ken haben, ist dazu nur sehr bedingt geeignet.  

Abgeordnete Tatti (DIE LINKE.): Ich möchte noch gerne 
eine Frage an Frau Queisser von der OECD stellen. Es ist 
so, dass viele Solo-Selbständige zum Beispiel im Click-
work oder in der GigWork nicht die Verhandlungsmacht 
haben, ihre Preise so festzusetzen, dass sie sich dadurch 
eben dann auch eine freiwillige Sozialversicherung leis-
ten können. Vor allem für die Rente ist das ein Problem. 
Deswegen meine Frage, ob Sie die Annahme teilen und 
was Sie vorschlagen, damit diese Menschen in die Sozi-
alversicherung eingebunden werden können? 

Sachverständige Queisser: Ich teile die Annahme, und 
es gibt verschiedene Möglichkeiten. Man kann erst ein-
mal schauen, ob die Leute wirklich richtig klassifiziert 

sind. Was man im Fall von Uber zum Beispiel in eini-
gen Ländern sieht, dass die als Selbständig geltenden 
eben in vielen Fällen doch wie Angestellte behandelt 
werden müssen. Zweitens kann man Lösungen suchen, 
die außerhalb vom sozialen Sicherungssystem angesie-
delt sind, zum Beispiel durch verpflichtenden Lohnauf-
schläge, einen Bonus oder Stücklohnaufschläge, die 
dann diesen Beschäftigten ermöglichen, sich noch zu-
sätzlich zu versichern.  

Vorsitzender Dr. Bartke: Damit sind wir auch am Ende 
der Fragerunde der Fraktion DIE LINKE. und kommen 
zur Fragerunde der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Da hat sich als erstes Herr Strengmann-Kuhn ge-
meldet.  

Abgeordneter Dr. Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Meine erste Frage geht an Veronika Mirschel 
von ver.di. Es ist schon die Altersvorsorge von Selbstän-
digen angesprochen worden. Wie sähe die aus Ihrer 
Sicht aus und wie sollte die ausgestaltet sein? 

Sachverständige Mirschel: Als Gewerkschaft gehen wir 
den Weg zu sagen, wir möchten eine Erwerbstätigenver-
sicherung als das ganz große Ziel. Die Altersversorgung 
jetzt endlich in die Diskussion zu bringen, wird von uns 
sehr begrüßt. Die Frage einer Opt-out-Regelung mit ein-
zubauen, haben wir uns nicht so begeistert angeschaut, 
weil die Frage, wie entwickeln sich Erwerbsverläufe 
und wie entwickeln sich damit auch Versicherungsbio-
grafien, sich in den letzten Jahren immer stärker stellt. 
Zu sagen, da ist keine homogene Versicherungsbiografie 
mehr aufbaubar und dann kommen wir exakt auch zu 
dieser Frage, die in der Empfehlung angesprochen wird, 
nämlich die Frage der Portabilität. Wenn wir jetzt in die 
Diskussion einsteigen, die obligatorische Altersvorsorge 
in der nächsten Zeit einzuführen mit Übergangslösung, 
dann wäre es eine sinnvolle Geschichte gewesen zu sa-
gen, man nimmt eine Grundabsicherung und wer mag, 
kann sich zusätzlich auch noch anderweitig versichern 
oder wer es auch kann.  

Abgeordneter Dr. Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Zur Altersvorsoge, zumindest zur gesetzli-
chen Rentenversicherung gehören auch die Erwerbs-
minderungsrente und die Hinterbliebenenrente. Wie se-
hen Sie das in Bezug auf die Selbständigen? 

Sachverständige Mirschel: Für uns wäre es sehr begrü-
ßenswert, wenn diese Pakete mit abgesichert sind. Ich 
möchte nur verweisen auf Erfahrungen, die bei der Um-
setzung der Altersvorsorgepflicht der Lehrenden bzw. 
der Erziehenden in der Umsetzung stattfanden. Da hieß 
es damals, es gehe nur um die Altersvorsorge. Wenn wir 
dort Ausnahmefälle definieren, was auch definiert wor-
den ist, ging es nur um die Frage der Altersabsicherung. 
Aber das ist die Frage des Gesamtpakets der deutschen 
Rentenversicherung, in die die Lehrenden und Erzieher 
obligatorisch miteinbezogen waren, damals fielen sie 
ein Stück weit aus dem Blick. Ich hoffe, dass es diesmal 
nicht aus dem Blick fällt.  

Abgeordneter Dr. Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Meine nächste Frage geht an Professor Dr. 
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Fachinger. In der Stellungnahme schreiben Sie, dass der 
Wandel auf den Arbeitsmärkten, also Stichwort Plattfor-
mökonomie und die damit einhergehenden Veränderun-
gen, ungenügend aufgegriffen sind. Es gab dazu schon 
eine Frage von den Linken in diese Richtung. Aber 
könnten Sie noch einmal vertieft sagen, was für Verän-
derungen Sie dort genau meinen und welche konkreten 
Schlussfolgerungen das für die sozialen Sicherungssys-
teme hätte? 

Sachverständiger Prof. Dr. Fachinger: In Empfehlungen 
wird hauptsächlich die Dichotomie aufrechterhalten, 
abhängig Beschäftigte und selbständige Erwerbstätige. 
Das ist ein - um das einmal drastisch zu formulieren - 
antiquiertes Bild von dem, was auf den Arbeitsmärkten 
derzeit stattfindet. Wir haben eine Symbolisierung von 
Erwerbstätigkeit, von Tätigkeitsformen, die durch die 
Begrifflichkeiten der Arbeitsmarktforschung zurzeit gar 
nicht zu fassen sind, so dass wir also, um diesem Prob-
lembereich aus dem Wege zu gehen oder dieses Problem 
behandeln zu können, wir eigentlich - wie schon gesagt 
wurde - eine etwas andere Begrifflichkeit bräuchten. 
Wir brauchen eine Definition von Erwerbstätigkeitsfor-
men, die das, was wir derzeit haben, auch fassen kann, 
was wir zurzeit in der Arbeitsmarktforschung nicht ha-
ben. Von daher ist dort erforderlich, eine entsprechende 
neue Regelung zu finden, die dann auch gegebenenfalls 
möglich macht, die Ergebnisse der Sozialpolitik zu kon-
trollieren.  

Abgeordneter Dr. Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Dann habe ich nochmal eine Frage sowohl 
an Frau Mirschel als auch an Herrn Professor Dr. 
Fachinger. Was heißt denn das gerade für die Plattform, 
das, was bei den abhängig Beschäftigten der Arbeitge-
beranteil ist. Was würden Sie da vorschlagen für die 
Plattformökonomie, wie könnte das vergleichbar ge-
macht werden? 

Sachverständige Mirschel: Die Frage würde sich theore-
tisch nicht nur auf die Plattform beziehen, sondern wie 
weit beteiligen sich Auftraggeber an den Sozialversiche-
rungskosten? Wir fordern das tatsächlich generell bei 
der Frage der Beitragstragung. Wie es bei den Plattfor-
men machbar wäre, ist ehrlich gestanden – das sagt Herr 
Thiede auch immer gerne - nichts ist so gut erfasst von 
den Daten her, wie die Arbeit auf den Plattformen und 
damit auch Geldflüssen. Die Frage ist, wie kann man 
diese Geldflüsse - oder Centflüsse sind es leider manch-
mal nur - erfassen und dann verbeitragen? Das stellt 
sich in jeglicher Form von selbständiger Tätigkeit zu sa-
gen, wie wir die Auftraggeber beteiligen. Da wäre es am 
leichtesten zu sehen, was an Geldflüssen da ist. Und 
falls Sie darauf abgezogen haben zu sagen, wie es grenz-
übergreifend ist, das war jetzt nicht daraus zu entneh-
men, da wird man tatsächlich ein gutes Stück diskutie-
ren müssen. Es gab dazu eine witzige Idee der sozialen 
Dividende, die jetzt gerade ausgearbeitet wird von ei-
nem Professor Weber. Da denke ich mir, sollten wir mal 
drauf schauen und mal gucken, wie sich dieses weiter-
entwickelt. Das wäre ein internationales System der Be-
teiligung von Auftraggebern.  

Sachverständiger Professor Dr. Fachinger: Ich kann 
mich den Ausführungen von Frau Mirschel nur an-
schließen. Ein Hinweis aus meiner Sicht noch: Es reicht 
nicht aus, dass die Jure festzulegt, dass das eine Auftrag-
geberbeteiligung sein sollte, in welcher Form die auch 
immer ausgestaltet sein mag. Man muss bedenken, dass 
natürlich die Preise - da hatte Frau Queisser schon da-
rauf hingewiesen - im ökonomischen Wettbewerb fest-
gelegt werden. Die Frage ist, was dann an Überwäl-
zungseffekten, an Substitutionseffekten und ähnliches 
auftreten wird. De facto wird es dann sicherlich anders 
aussehen, als das, was de jure, also im Gesetz dann ste-
hen würde. Das hängt dann von der jeweiligen Markt-
macht der Auftraggeber und Auftragnehmer ab. 

Abgeordneter Dr. Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Dann habe ich noch eine Frage an Herrn 
Spiller vom DGB. In Ihrer Stellungnahme nehmen Sie 
Bezug auf das european minimum income schemes, ha-
ben Sie eben auch schon mal kurz erwähnt. Vielleicht 
können Sie nochmals sagen, warum das aus Ihrer Sicht 
wichtig ist und wie das aussehen könnte? 

Sachverständiger Spiller (Deutscher Gewerkschafts-
bund): Das european minimum income schemes ist kein 
europäischer Mindestlohn, sondern ein Vorschlag für 
eine Art Mindestlevel oder Mindestniveau des Einkom-
mens in den europäischen Mitgliedstaaten. Wir plädie-
ren natürlich schon dafür, dass den Mitgliedstaaten ent-
sprechend ihrer Einkommensverteilung und ihres Brut-
toinlandsproduktes, ihrer wesentlichen ausschlaggeben-
den wirtschaftlichen Faktoren sozusagen, die Hoheit 
darüber obliegt, wie das definiert wird. Aber wir sehen 
auch die Notwendigkeit, den Beschäftigten eine Min-
destgrenze zu geben, unter die sie im Gesamteinkom-
men nicht rutschen dürfen. Das european minimum in-
come schemes wäre ein sinnvoller Ansatz, um das euro-
paweit festzuschreiben. 

Vorsitzender Dr. Bartke: Damit sind wir auch am Ende 
der Fragerunde der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
angelangt und wir kommen jetzt zur freien Runde. Da 
hat sich als erstes Frau Schimke gemeldet. 

Abgeordnete Schimke (CDU/CSU): Meine Frage geht an 
Herrn Solle. Ich hatte den Eindruck, dass Sie und auch 
die Vertreterin der BDA die Sorge haben, dass die recht-
liche Unverbindlichkeit der Empfehlung des Rates dann 
doch nicht so unverbindlich ist. Was ist denn Ihre Emp-
fehlung, wie man diese Unverbindlichkeit sicherstellen 
könnte? 

Sachverständiger Solle (Gesamtmetall e.V.): Aus meiner 
Sicht: Wenn sich Deutschland quasi mit der Unter-
schrift zu dieser Empfehlung auch am Ende bekennt, 
haben wir - wie gesagt - das Spannungsfeld zwischen 
Verbindlichkeit und Unverbindlichkeit. Aber spätestens 
in drei Jahren wird Deutschland Farbe bekennen müs-
sen. Auch dann bei der Bewertung quasi durch die 
Kommission wird es aufzuzeigen sein, ob Deutschland 
diese Empfehlungen, zu der man sich an der Stelle zu-
mindest politisch bekannt hat, umgesetzt hat oder nicht. 
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Abgeordnete Tack (SPD): Meine Frage geht an Herrn 
Spiller. Mit dem Vorschlag des Rates geht es auch um 
die Umsetzung der Europäischen Säule sozialer Rechte 
und die Stärkung eines sozialen Europas. Deshalb 
meine Frage, wie Sie im Gesamten die bisherige Umset-
zung der Säule bewerten? Und was müsste passieren, 
damit die in der Säule genannten Ziele verbindlicher 
umgesetzt werden können? 

Sachverständiger Spiller (Deutscher Gewerkschafts-
bund): Die Idee der Europäischen Säule, so wie sie vor-
gelegt wurde, begrüßen wir als DGB. Mit der Umsetzung 
sieht das ein bisschen anders aus. Es ist - um das mal 
rein begrifflich festzuziehen - auch nicht so, dass es sich 
dabei eigentlich um eine Säule von Rechten handelt, 
sondern um eine Säule von 20 Prinzipien. Daran ma-
chen wir auch aus gewerkschaftlicher Sicht unsere 
Grundkritik oder das grundsätzliche Bedürfnis, dieses 
Konzept doch weiter zu entwickeln und viel mehr zu 
konkretisieren, aus. Die Europäische Säule ist für die 
Bürgerinnen und Bürger in Europa eigentlich nur dort 
erfahrbar geworden, wo es um ganz konkrete Auswir-
kungen auf das eigene Erleben und die eigene Beschäfti-
gung ging. Das war eine Richtlinie zur besseren Verein-
barkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und pfle-
gende Angehörige, die Richtlinie über transparente und 
verlässliche Arbeitsbedingungen, die Einführung des 
social scoreboards - inwiefern das jetzt tatsächlich für 
die Bürgerinnen und Bürger relevant ist, sei dahin ge-
stellt - und die Ratsempfehlung, über die wir hier heute 
diskutieren. Das sind zweifelsfrei wichtige sozialpoliti-
sche Regelungen und Umsetzungen, wenn man so will. 
Aber wenn man sich die Zielsetzung der Säule an-
schaut, dann greift das eigentlich ein bis zwei Ligen zu 
tief, unserer Ansicht nach. Was es tatsächlich bräuchte, 
um eine echte Soziale Säule in Europa zu verankern, 
wäre das notwendige Fundament, was sozusagen darun-
ter noch geschaffen wird. Aus unserer Sicht wäre das 
einmal die Richtigstellung des grundsätzlichen Verhält-
nisses zwischen sozialen Grundrechten und den Grund-
freiheiten des Binnenmarktes. Das könnte man entwe-
der durch eine Dekonstitutionalisierung des Binnen-
marktrechts im Rahmen einer Vertragsänderung machen 
oder durch eine Begrenzung des Anwendungsbereiches 
der Binnenmarktgrundfreiheiten durch Sekundärrecht, 
beispielsweise um Tarifautonomie und Streikrecht vor 
dieser Grundfreiheit zu schützen. Und zum Zweiten 
wäre das der Schutz der sozialen Rechte in den europäi-
schen Mitgliedsstaaten durch konkrete europäische 
Mindeststandards, verschiedene Sozialleistungen von 
denen die Länder – ganz wichtig – nur nach oben ab-
weichen dürfen.  

Abgeordneter Birkwald (DIE LINKE.): Meine Frage geht 
an Prof. Fachinger. Wie kann oder wie muss der Sozial-
schutz angesichts der zunehmend hybriden Erwerbsver-
läufe, diachrone und/oder synchrone Phasen abhängiger 
und selbständiger Beschäftigung gestaltet werden? Ha-
ben Sie konkrete Vorschläge zum Beispiel für die Ren-
tenversicherung? 

Sachverständiger Prof. Dr. Fachinger: Das ist schon in-
tensiv in den letzten Jahren diskutiert worden. Aus mei-
ner Sicht wäre es - zumindest was die Absicherung des 
Risikos der Langlebigkeit, aber auch der Erwerbsminde-
rung und der Hinterbliebenenabsicherung angeht – 
sinnvoll, eine obligatorische Erwerbstätigenabsicherung 
in der Deutschen Rentenversicherung auszuführen, ins-
besondere, was die Erwerbsminderungsabsicherung an-
geht und die Invaliditätsabsicherung. Das, was derzeit 
an Produkten auf dem Markt ist, kann in der derzeitigen 
Ausgestaltung nicht dazu führen, dass ein entsprechen-
der Schutz für alle selbständigen Erwerbtätigen vorliegt. 
Es gibt entsprechende Risikoausschlüsse. Bestimmten 
Erwerbstätigengruppen fällt das schwer, bzw. sie be-
kommen überhaupt keinen Erwerbsminderungsschutz 
auf dem bewährten Markt.  

Abgeordneter Dr. Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich habe noch eine Frage an Frau Queisser. 
Die Frage der Altersabsicherung von Selbständigen 
stellt sich nicht nur in Deutschland sondern auch in an-
deren Ländern. Gibt es aus Ihrer Sicht Vorbilder, wie 
das in anderen Ländern geregelt ist, an denen sich 
Deutschland orientieren könnte? 

Sachverständige Queisser: Es gibt einige Beispiele von 
Ländern, wo die gesamte Erwerbsbevölkerung einge-
schlossen ist. Zum Beispiel in den Niederlanden haben 
alle, die in den Niederlanden leben, eine Basisalterssi-
cherung. Dennoch machen sich die Niederländer Sorgen 
über ihre vielen Selbständigen, weil sie keine Alterssi-
cherung haben. Allerdings ist deren System im Ver-
gleich zu Deutschland sehr gut, da die Basissicherung, 
nicht bedürftigkeitsgeprüft ist, sondern allen Rentnern 
zusteht. Wenn man das strukturell angehen will, dann 
stellt sich natürlich die Frage der Beitragsleistungsbin-
dung in der Deutschen Rentenversicherung und inwie-
weit man gewillt ist, die aufzuweichen. Oder man 
schafft Sondersysteme für Selbständige, was es auch in 
vielen Ländern gibt. Aber das haben wir in Deutschland 
natürlich auch mit den berufsständischen Versorgungs-
werken. Aber da stellt sich wieder die Frage, wer 
kommt für die Arbeitnehmer-/und gleichzeitig Arbeitge-
berbeiträge auf?  

Abgeordneter Sichert (AfD): Wir haben jetzt festgestellt, 
dass selbst innerhalb von Deutschland die Ansichten 
recht unterschiedlich sein können, wenn die Bundes-
vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände sagt, 
für Selbständige ist das Sicherungssystem in der Ar-
beitslosenversicherung ausreichend und wenn die Grü-
nen dann die ver.di-Vertreterin befragen, die das natür-
lich etwas anders sieht. Jetzt haben wir in Europa eine 
ganz unterschiedliche Akzeptanz in der Bevölkerung 
von Sozialsystemen und Staatsquoten. Da geht meine 
Frage an Prof. Beck. Ist es auch aufgrund dieser kom-
plett unterschiedlichen Akzeptanz innerhalb Europas 
überhaupt möglich, auf EU-Ebene einheitliche Lösun-
gen zu der Frage der Sozialversicherung für Selbstän-
dige zu schaffen? 

Sachverständiger Prof. Dr. Beck: Wenn wir unter ein-
heitlichen Strukturen einheitliche Sätze verstehen, 
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dann halte ich das für unrealistisch, weil das Einkom-
mens- und Vermögensgefälle in der EU viel zu groß ist. 
Ich möchte aber erneut betonen, dass sich die Frage der 
Argumente für und gegen eine mehr oder weniger har-
monisierende Gesetzgebung – und da gibt es meines Er-
achtens durchaus gute Argumente dafür als dagegen 
und viele davon wurden heute zur Sprache gebracht - 
erst stellen kann, wenn die Zuständigkeit der EU geklärt 
ist. Wie ich bereits darlegte, hat die EU eine über eine 
ergänzende und unterstützende Funktion hinausge-
hende Zuständigkeit schlichtweg nicht. Dem steht zum 
einen – und das muss ich erneut wieder betonen – die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgericht und des 
immer noch gültigen – es gibt keinen Grund warum es 
nicht mehr gültig wäre – Lissabonner Urteils entgegen. 
Andererseits ergibt sich eine solche Zuständigkeit der 
EU auch nicht aus den Verträgen. Überdies haben die 
Verträge keinen Vorrang vor dem deutschen Verfas-
sungsgericht. Das ist das sogenannte Problem der Kom-
petenz. Das ist vom Verfassungsgericht immer wieder 
beurteilt worden. Faktisch weicht das Verfassungsge-
richt immer zurück. Theoretisch jedoch hat das Verfas-
sungsgericht immer wieder und konsequent betont, dass 
es Übergriffe der EU in die deutsche Verfassungsidenti-
tät selbst überprüfen und gegebenenfalls auch rügen 
muss.  

Abgeordneter Cronenberg (FDP): Die Empfehlung for-
muliert das Ziel, Ansprüche an unterschiedliche Alters-
sicherungssysteme übertragbar auszugestalten. Ist das – 
Herr Solle – vereinbar mit unserem System in Deutsch-
land, dass wir unterschiedliche Alterssicherungssys-
teme in Deutschland haben? 

Sachverständiger Solle (Gesamtmetall e.V.): An der 
Stelle ganz kurz: Aus unserer Sicht ist es mit dem aktu-
ell geltenden System nicht vereinbar, wie es auch schon 
Frau Bârsan ausgeführt hatte.  

Vorsitzender Dr. Bartke: Meine Damen und Herren, ich 
möchte mich ganz herzlich bei Ihnen bedanken. Wir 
sind am Ende der Sachverständigenanhörung angelangt. 
Es war sehr erkenntnisreich. Ich wünsche Ihnen noch 
einen schönen Arbeitstag und einen guten Nach-Hause-
Weg. 

Ende der Sitzung: 16.37 Uhr. 
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